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In Deutschland leben 83,5 Millionen 
Menschen. Anderthalbmal so viel – 122,1 
Millionen Menschen – waren Stand April  

2025 weltweit gezwungen, aus ihrer Heimat  
zu fliehen.
Flucht und Migration sind historische 
Konstanten. In Lateinamerika und weltweit. 
Menschen machen sich aus den unterschied-
lichsten Gründen auf den Weg: Sie fliehen 
vor Krieg und Gewalt, sie migrieren in ande-
re Regionen für bessere Lebensperspektiven, 
zunehmend verlassen Menschen ihre Heimat 
auch aufgrund der Verheerungen der 
Klimakrise. Nach wie vor migrieren die meis-
ten Menschen innerhalb ihrer Herkunftsländer 
in Regionen oder Städte, die als sicherer gel-
ten, auch wenn es bei Kriegen wie in Gaza 
längst keine sicheren Orte mehr gibt. Dennoch 
schränken Regierungen weltweit das Recht auf 
Asyl zunehmend ein, Grenzen werden milita-
risiert und Mauern gebaut, um Menschen da-
von abzuhalten, ihr Menschenrecht auf Asyl 
einzufordern. In deutschen Medien ist zuneh-
mend selbstverständlich die Rede von „illega-
ler Migration“, die unterbunden werden soll. 
Welches Konzept von „Illegalität“ liegt dieser 
Aussage zugrunde, wenn es praktisch keine le-
galen Wege mehr zur Einreise gibt? Heute ist 
es „normal“ geworden, dass Menschen auf der 
Flucht enthumanisiert werden, dass ihr Leid 
ausgeblendet und in Kauf genommen wird, 
Völkerrecht zu brechen. Die Abschottung von 
Ländern und Militarisierung der Grenzen füh-
ren dazu, dass Menschen auf der Flucht im-
mer gefährlichere Wege auf sich nehmen müs-

sen und dabei häufig in Kontakt mit kriminel-
len Akteuren kommen. Und die nutzen die 
Verletzbarkeit der Migrant*innen skrupellos 
aus. Einige der krassesten Fälle sind in Mexiko 
geschehen, wo Menschen auf der Flucht, die 
mit der Organisierten Kriminalität nicht koope-
rieren wollten, massakriert und verschwunden 
gelassen wurden.
Gleichzeitig wachsen in den Aufnahmeländern 
Abwehrhaltung und Unverständnis für das 
Risiko, das die Menschen auf der Flucht 
auf sich nehmen – dabei sind es ja die 
Regierungen in Europa und Nordamerika, die 
Flucht und Migration durch das Schließen der 
Grenzen so gefährlich und risikoreich  
machen. Allerorten schwindet die Solidarität. 
Fremdenhass, Chauvinismus und Ablehnung 
gegenüber Armen und Schutzbedürftigen sind 
der neue Mainstream.
Die Regierung Trump treibt nun das men-
schenverachtende Migrationsregime wei-
ter voran. Menschen werden medienwirk-
sam festgenommen und willkürlich abge-
schoben. Es widerspricht geltendem Recht? 
Egal! Routiniert werden solche Rechtsbrüche 
von Deutschland und der EU kritisiert. 
Dabei sind auch EU-Außengrenzen Orte, 
die sich schon lange zu rechtsfreien Zonen 
für Migrant*innen und Geflüchtete entwi-
ckelt haben. Pushbacks gehören zur täg-
lichen Praxis, die polnisch-belarussische 
Grenze ist seit Jahren abgeriegelt und unzu-



5
Dossier

Nov. 2023

n  editorial

gänglich für Menschenrechtsaktivist*innen, 
sodass nur erahnt werden kann, welcher 
Brutalität die Menschen dort ausgesetzt 
sind. Seit Mai 2025 dürfen auf Weisung des 
Bundesinnenministeriums Asylsuchende an den 
deutschen Grenzen abgewiesen werden. Auch 
das ist rechtswidrig. 
Die Einschränkung und Kriminalisierung des 
Rechts auf Bewegungsfreiheit und des Rechts 
auf Asyl zeigen einen weltweiten Trend: Immer 
offener werden Menschenrechte und internatio
nales Völkerrecht als Ganzes infrage gestellt. 
Gegen die Aushöhlung des Rechts auf Asyl und 
die Einschränkung der Bewegungsfreiheit tut 
Widerstand not, das Schleifen dieser Rechte ist 
Teil des globalen autoritären Trends.  
Und eins ist klar: Solange sich die Bedingungen 
in den Herkunftsländern nicht verbessern 
(Bedingungen, für die der Globale Norden  
mindestens Mitverantwortung trägt), werden 
sich Menschen auf den Weg machen. 
Die beobachteten Dynamiken hängen dabei 
nicht nur mit lokalen, sondern auch internatio-
nalen Veränderungen zusammen: mit der aktu-
ellen Politik in den USA, die direkte und gravie-
rende Auswirkungen auf die Menschen hat, die 
zu „eternos migrantes“, ewigen Migrant*innen, 
werden, abgeschoben, hin- und hergetrie-
ben zwischen Ländern und Regionen. Sie 
hängen aber auch mit dem europäischen 

Migrationsregime zusammen, das einerseits 
durch seine Abschottung dazu führt, dass  
zunehmend Menschen aus Afrika und Asien 
in Lateinamerika „on the move“ sind, anderer-
seits aber auch zu einer Zunahme von Flucht 
und Migration von Lateinamerikaner*innen 
nach Deutschland beiträgt, da die 
Einreisebestimmungen für Menschen aus  
dieser Weltregion weniger restriktiv sind.
Im Dossier werden diese Verschiebungen ana-
lysiert, gleichzeitig kommen Betroffene zu 
Wort, die deutlich machen, welche konkreten 
Auswirkungen die globalen Veränderungen 
auf Menschen haben. Immer höhere Grenz
mauern, militarisiertere Grenzen, tödliche
re Migrationsrouten, durch Politik und 
Medien enthumanisierte Geflüchtete und 
Migrant*innen, rassistische Gesetzgebung: In 
diesem dystopischen Panorama gibt es nur we-
nig Hoffnung. Trotz allem sucht das Dossier 
nach Lichtblicken. Gibt es noch Länder, de-
ren Migrationspolitik weniger menschenver-
achtend ist? Wie organisieren sich Betroffene? 
Diese Ansätze sind – trotz der scheinbaren 
Ausweglosigkeit – wichtig, denn sie zeigen uns, 
dass es auch anders sein könnte. Und sie kön-
nen Anknüpfungspunkte geben, um gegen den 
globalen Mainstream anzukämpfen.

editorial  n



6
Dossier

Nov. 2023

Mobilität und Kontrolle im Zeitalter Trumps
Lateinamerikas Migrationskorridore im Umbruch

Tagtäglich durchkreuzen Tausende den amerika-
nischen Kontinent auf der Suche nach Schutz vor 
Gewalt, Armut und Verfolgung. Auch eine immer 
repressivere Migrationspolitik im Norden wie im 
Süden kann dem Migrationsvorhaben jener, die 
keine andere Wahl haben, als ihr Schicksal Schritt 
für Schritt neu zu erfinden, keinen Abbruch tun. 
Ein Blick auf die Entwicklungen entlang der wich-
tigsten Migrationskorridore des Kontinents.

wobei letztere Regionen einen geringeren Anteil ausma-
chen, aber dennoch bedeutend sind. Aufgrund der damals 
tendenziell lockereren Migrationsgesetze in Südamerika 
nutzten viele Menschen aus anderen Weltregionen süd-
amerikanische Länder als erste Station auf dem Weg nach 
Norden. Einige setzten ihre Reise in die USA fort, während 
Tausende, die dort keine Zuflucht fanden, ein zweites, drit-
tes oder viertes Ziel in Südamerika ansteuerten, bevor sie 
sich wieder gen Norden orientierten.
Auf den Anstieg der Zahlen und die zunehmende Komplexität 
dieser Bewegungen reagierten die Staaten der Region mit 
verstärkten Maßnahmen. Die anfängliche Offenheit – ob-
wohl schon immer selektiv und rassistisch – wurde von re-
striktiveren Regulierungen und härteren Grenzkontrollen 
abgelöst. So werden Migrationsbewegungen zunehmend 
illegalisiert. Auf ihren Routen sind sie unterschiedlichen 
Formen der Kontrolle ausgesetzt, die von staatlichen, kri-
minellen, paramilitärischen, humanitären und grenzpolizei-
lichen Akteuren ausgeübt werden.
Diese vielfältigen und zeitlich unterschiedlichen Migrations
bewegungen – nach Norden, nach Süden oder zwischen 
Ländern des Südens – haben neue Migrationskorridore 
hervorgebracht: transnationale Räume, geprägt von der 
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I			     von Soledad Álvarez Velasco 
 
m ersten Viertel des 21. Jahrhunderts haben sich so-

wohl die Migrationsbewegungen auf dem amerikani-
schen Kontinent als auch die staatlichen Kontrollen, denen 
sie unterliegen, stark verändert. Laut der Internationalen 
Organisation für Migration (IOM) stieg die Zahl der 
Schutzsuchenden in Amerika zwischen 2005 und 2020 von 
sieben auf 15 Millionen Personen. Dieses Wachstum ist nicht 
nur auf die Auswanderung aus Venezuela zurückzuführen, 
sondern auf Migrant*innen aus unterschiedlichen Regionen 
der Welt: aus Südamerika, der Karibik, aus Afrika und Asien, 

Foto: Rückkehrer*innen am Steg von Capurganá. 
Golf von Urabá, Kolumbien, im Juli 2025
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Bewegung von Menschen, Geld, Waren und auch ille-
galen Geschäften. Sie werden von Kontrollregimen und 
Grenzökonomien durchzogen, in denen sich Legales und 
Illegales vermischen, um grenzübergreifende Bewegungen 
zu ermöglichen.
Bis 2020 waren das vor allem folgende Migrationskorridore: 
die Route in die USA, die die Andenregion mit Zentralamerika 
über den Darién-Urwald verbindet; die Route, die die 
Karibik mit Brasilien und der Andenregion verbindet; und 
die Route, die Brasilien und die Andenregion mit dem Cono 
Sur (Argentinien, Uruguay, Chile) verbindet. Die Covid-19-
Pandemie hat diese Korridore jedoch neugestaltet und zu 
einer massiven Umorientierung der Migrant*innen nach 
Norden geführt. Damit wurde der Korridor Andenregion-
Zentralamerika zum bedeutendsten Migrationskorridor der 
Region, und die globalen Transitströme durch den Darién ver-
vielfachten sich. Diese Tendenz blieb bis ins Jahr 2024 beste-
hen, als die Antimigrationsstimmung aus Washington stär-
ker wurde, die ihren Widerhall auch unter vielen lateiname-
rikanischen Regierungen fand. Mit Trumps zweiter Amtszeit 
2025 hat sich das Blatt radikal gewendet: Seine brutale Anti-
Einwanderungsoffensive bestimmt die Dynamiken auf den 
Migrationsrouten des Kontinents neu.   

Flaschenhals Darién
Die Covid-19-Pandemie hat aufgrund der Mobilitätseinschrän
kungen zeitweise die Zahl der Bewegungen auf diesen 
Routen stark reduziert. Seit der Lockerung der Maßnahmen 
ist der Transitverkehr ab 2021 wieder in Schwung gekom-
men und bis 2024 sprunghaft angestiegen. Die Migrations
ursachen bestehen dabei nicht nur weiterhin, sondern 
haben sich sogar verschärft. Angesichts des Verlusts ih-

res Eigentums und der Bedrohung ihres Lebens wurde 
Migration für Millionen Menschen aus Lateinamerika, der 
Karibik, Afrika und Asien zur einzigen – und oft letzten – 
Möglichkeit, ihr Überleben zu sichern. Viele lebten bereits 
auf dem Kontinent, andere kamen hinzu, alle angezogen 
vom „American Dream”, der als Ausweg aus den permanen-
ten multiplen Krisen immer verlockender wurde.  
In dieser Situation hat der sogenannte Darién-Gap zwi-
schen Kolumbien und Panama auf der Route Anden-
Zentralamerika notorische Berühmtheit erlangt. Laut der 
panamaischen Migrationsbehörde haben zwischen 2010 
und 2019 109 000 Personen den Dschungel durchquert. Im 
Jahr 2023 stieg die Zahl der jährlichen Durchquerungen des 
Dariéns  auf rund 520 000 Migrant*innen aus 70 verschiede-
nen Herkunftsstaaten. Dieser sprunghafte Anstieg hat die 
betroffenen Regionen stark verändert: Grenzökonomien sind 
entstanden, die Anzahl von Herbergen und Hostels verviel-
fachte sich, und es etablierte sich eine neue Infrastruktur 
für den Land- und Wasserweg aus Ecuador, Kolumbien und 
Panama. Gleichzeitig haben internationale Organisationen 
und lokale NROs ihre Präsenz an den Grenzen ausgebaut, 
aber auch kriminelle Akteure verfestigen ihre Kontrolle. Die 
massenhaften Durchquerungen des Darién wurden durch 
eine offenere Migrationspolitik der Biden-Regierung be-
günstigt. Laut einer Studie des US-amerikanischen Think 
Tanks Pew Research Center stieg von 2020 bis 2023 die 
Anzahl der undokumentierten Personen in den USA von 
10,5 auf 14 Millionen. 

Outsourcing von Migrationsbekämpfung
Im Juli 2024, noch unter der Regierung Biden, wurde der 
starke Anstieg der Migration gebremst. Als Reaktion auf die 
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Wahlkampftaktik Trumps, der die Ankunft von Migrant*innen 
als „Invasion“ von „Kriminellen“ aus dem Süden darstellte, 
die von den Demokraten zugelassen wurde, verschärfte 
Biden die Grenzkontrollen und schränkte den Zugang auf 
dem Landweg ein. 
Für ihre verschärfte Abschottungspolitik fanden die USA 
in Panama einen wichtigen Verbündeten. Ebenfalls im 
Juli 2024 übernahm José Raúl Mulino die panamaische 
Präsidentschaft mit dem Versprechen, „den Darién zu schlie-
ßen“. In nur acht Monaten hat die Trump-Administration zu-
gleich eine Jagd auf Migrant*innen in die Wege geleitet, die 
das Herzstück eines weiß-suprematistischen, oligarchischen 
und techno-faschistischen politischen Projekts ausmacht 
und direkte Auswirkungen auf alle Migrationskorridore 
des Kontinents hat. In demonstrativer Weise werden die 
Leiden der Migrant*innen medial ausschlachtet. Es handelt 
sich um eine Pädagogik der Grausamkeit und der Furcht, 
die Tausende in Angst leben lässt. Gleichzeitig wurde die 
US-amerikanische Grenze weiter militarisiert und abgerie-
gelt, und die Möglichkeit, Asyl zu beantragen, wurde aus-
gesetzt. Mit Hilfe von Erpressungen hat Washington seine 
Migrationspolitik durchgesetzt und läutet somit eine neue 
Phase des Outsourcings ein: Nun werden Abschiebungen 
ausgelagert. Die USA deportieren nun nicht mehr nur 
Migrant*innen in ihre Herkunftsländer, sondern auch in 
lateinamerikanische Drittländer wie Mexiko, Guatemala, 
El Salvador, Honduras, Panama und Ecuador. Das hat den 
Anden-Zentralamerika-Korridor verändert: von einem 
Durchgangsraum zu einer Zone der Eindämmung und des 
erzwungenen Stillstands. Panama hat seine Rolle als regio-
nales Haft- und Abschiebezentrum gefestigt, als es im Juni 
2025 ein millionenschweres Abkommen mit den USA un-
terzeichnete.

Rückkehr nach Süden
Das alles hat die Süd-Nord-Migration stark gebremst und zu 
tiefgreifenden Veränderungen auf den Migrationskorridoren 
der Region geführt. Die Abschaffung der US-amerikanischen 
Entwicklungsbehörde USAID führte zu einem drastischen 
Rückgang der Aktivitäten internationaler Organisationen 
und NROs entlang der Route Andenregion-Zentralamerika. 
Gleichzeitig hat der abrupte Rückgang der Migrant*innen, 
die eine wichtige Einnahmequelle darstellten, auch die loka-
le Wirtschaft in den Grenzregionen getroffen: So sahen sich 
viele gezwungen, auf Tourismus oder traditionelle Aktivitäten 
wie Landwirtschaft und lokalen Handel umzustellen.
Während die Bewegungen Richtung Norden versiegen, zeich-
net sich ein neues Phänomen ab: Transitbewegungen zu-
rück in das Herkunftsland oder zu vergangenen Aufenthalts
ländern in Südamerika (siehe Artikel von Nikolas Grimm auf 
S. 9). Diejenigen, mit denen ich im Juli 2025 sprach, während 
sie in Panama und Kolumbien warteten, sagten, dass sie kei-
ne klaren Pläne hätten. Sie lebten in großer Unsicherheit. 

Es waren vor allem venezolanische Familien, die schon seit 
Jahren auf der Durchreise in die USA waren. Sie waren sich 
einig, dass der „amerikanische Traum“ vorerst ausgesetzt 
sei. Pausieren bedeutete jedoch nicht anzuhalten; stattdes-
sen entschieden sie sich dafür, ihre Route nach Süden um-
zuleiten. Einige wollten nach Venezuela zurückkehren, oh-
ne zu wissen, ob sie von dort aus wieder aufbrechen müss-
ten. Andere wollten dorthin zurückkehren, wo sie bereits 
gelebt hatten: Medellín, Bogotá, Quito, Lima oder Santiago. 
Andere wollten nach Argentinien oder Brasilien oder sich in 
Chile niederlassen, weil sie dort Verwandte haben. Einige 
sagten sogar, sie würden nach Venezuela zurückkehren 
und von dort aus versuchen, nach Spanien auszuwandern.

Verschärfte Migrationspolitik im Süden
Die südamerikanischen Länder, die die verschiedenen 
Migrationskorridore bilden, sind von krimineller Gewalt, po-
litischer Instabilität und wirtschaftlicher Fragilität gekenn-
zeichnet. In einigen Fällen haben sie sich sogar ausdrück-
lich der Politik Washingtons angenähert, was sich auf ihre 
Migrationspolitik und die Zukunft der Rückkehrer*innen 
auswirken wird. Kolumbien, Ecuador und Peru haben mit 
den USA Kooperationsabkommen zur „Migrationssicherheit” 
unterzeichnet, die bald in Kraft treten werden. Ecuador 
hat seinerseits die Visumspflicht für „Durchreisende“ ein-
geführt und seine Migrationskontrollpolitik verschärft, in-
dem es die Möglichkeit der Legalisierung, insbesondere für 
Venezolaner*innen, ausgeschlossen sowie Inhaftierungen 
und Abschiebungen Tür und Tor geöffnet hat. Darüber hin-
aus erwägt die derzeitige Regierung die Rückkehr von US-
Militärstützpunkten als Teil der militarisierten Auslagerung 
von Grenzen in die Regionen. 
Brasilien hat Transitvisa eingeführt, um die Ankunft von 
Migrant*innen, insbesondere von transkontinentalen, 
die in die USA weiterreisen wollen, einzudämmen. Auch 
Chile, das früher einer der Hauptmigrationspole war, 
hat seine Politik mit Festnahmen und Abschiebungen 
bis 2025 verschärft (siehe Artikel von Malte Seiwerth auf  
S. 22). Obwohl dieses Szenario in Argentinien noch nicht 
eingetreten ist, hat das Land ebenfalls einen restriktiven 
Kurs in seiner Migrationspolitik eingeschlagen und die 
Legalisierungsmöglichkeiten eingeschränkt.
Die große Frage stellt sich also für die Transit- und 
Aufnahmegesellschaften: Sind wir der Aufgabe gewachsen, 
den Kampf der Migrant*innen zu begleiten und zu unter-
stützen? Dieser Kampf verkörpert das Menschenrecht auf 
ein menschenwürdiges und sicheres Dasein. Und so sind die 
Migrationskorridore weit mehr als bloße Durchgangswege. 
Sie sind Räume, in denen Geschichten des Widerstands, 
der Hoffnung und der Kontrolle eng miteinander verwo-
ben sind. In ihnen erstreiten die Migrant*innen immer neue 
Wege, um ihr Leben in Bewegung neu zu erfinden und wei-
terführen zu können. n

Soledad Álvarez Velasco ist Sozialanthropologin und Humangeografin. Seit über einem Jahrzehnt begleitet 
sie den Kampf von Migrant*innen auf der Durchreise. Sie ist Professorin an der University of Illinois Chicago.
Übersetzung: Charlotte Fischer
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Zurück, aber wohin?
Das Phänomen der umgekehrten Migration nach Südamerika

Die Anti-Migrationspolitik der US-Regierung 
zwingt momentan tausende Migrant*innen 
zurück in Richtung Süden. Staaten wie Kolumbien 
sind darauf kaum vorbereitet, und auch die 
Rückkehrer*innen stehen vor einer ungewissen 
Zukunft.
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Foto: Migrant*innen im Grenzgebiet 
zwischen Panama und Kolumbien

wie die Situation in den USA ist?“ Jemand erklärt der 
Kommentatorin, dass die Bootsinsass*innen gar nicht in die 
USA wollten: „Die kehren zurück, nach Necoclí, Kolumbien. 
Und dann fahren sie weiter nach Venezuela“.
Migración Inversa, also: umgekehrte Migration, hat die la-
teinamerikanische Öffentlichkeit das Phänomen getauft, 
dass sich Migrant*innen und Geflüchtete, die Richtung 
Norden aufgebrochen waren, auf den Rückweg machen. 
Ein gänzlich neues Phänomen sei das nicht, erklärt Oscar 
Calderón Barragán, bis August 2025 Regionaldirektor des 
Jesuiten-Flüchtlingsdiensts in Lateinamerika und der Karibik. 
Immer wieder habe seine Organisation solche Fälle auch 
in der Vergangenheit begleitet. „Es handelte sich meist um 
Menschen, die dringend psychosoziale oder gesundheitli-
che Versorgung benötigten und die daher zurückkehrten.“ 
Inzwischen habe das Phänomen aber eine neue Qualität er-
reicht. Rund 14 400 Migrant*innen sind nach Auskunft der 
kolumbianischen Migrationsbehörde zwischen 1. Januar 
und 31. Juli 2025 von Panama aus nach Kolumbien zurück-
gekehrt. Manche hatten es bis in den Norden Mexikos ge-
schafft, andere befanden sich noch in Mittelamerika, als ih-
nen der Regierungswechsel in den USA einen Strich durch 
die Rechnung machte. 

B				        von Nikolas Grimm 
 
ei drei rufen wir alle gemeinsam Puerto Palenque, ok?“, 

ruft der Mann auf Tiktok von einem Bootssteg aus. „Eins, 
zwei, drei: Puerto… ?“ „Palenque!“ antworten ihm zumin-
dest ein paar der Migrant*innen, die sich dicht an dicht in 
ein flaches Boot drängen, das gerade vom Steg des gleich-
namigen Dorfs an Panamas Karibikküste ablegt. An Bord 
halten zwei Männer eine venezolanische Flagge hoch, das 
Video ist mit fröhlicher Musik untermalt. Die Gesichter der 
Bootsinsass*innen hingegen sind eher starr und besorgt. 
Unter diesem und anderen Tiktok-Werbevideos des informel-
len Anbieters, der auf diesem Weg weitere Migrant*innen 
erreichen möchte, reihen sich die Kommentare: „Schickt mir 
Informationen und Preise bitte.“ Aber auch Unverständnis: 
„Schaut ihr etwa keine Nachrichten? Wisst ihr nicht, 
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Geplatzter amerikanischer Traum 
Bereits am ersten Tag seiner Amtszeit verhängte US-
Präsident Donald Trump den Ausnahmezustand an der 
Südgrenze. Auch bereits per App gebuchte Termine für 
Asylantragsverfahren an der Grenze zwischen Mexiko 
und den USA wurden storniert (siehe Artikel von Gerold 
Schmidt in dieser ila). Ein jüngster gemeinsamer Bericht 
der panamaischen, costaricanischen und kolumbianischen 
Ombudsstellen für Menschenrechte macht die Frustration 
der Rückkehrer*innen deutlich: „Es ist Zeit zurückzukehren. 
So hatte ich mir den amerikanischen Traum nicht vorge-
stellt“, erzählt einer der Interviewten. 
Von einem jähen Ende dieses Traums zeugt auch der 
Einbruch der Zahlen jener, die sich von Südamerika aus 
auf den Weg Richtung Norden machen. Nach Angaben von 
Panamas Behörden haben in der ersten Jahreshälfte 2025 
weniger als 3000 Menschen den Darién-Urwald Richtung 
Norden durchquert. Der etwa hundert Kilometer brei-
te Landstreifen, größtenteils unwegsamer Regenwald, 
trennt Kolumbien und Panama. Eine Straßenverbindung 
gibt es zwischen den beiden Ländern nicht. Insbesondere 
in den Jahren nach der Corona-Pandemie nahmen jähr-
lich Hunderttausende, mehrheitlich Migrant*innen und 
Geflüchtete aus Venezuela, Ecuador und Haiti, aber auch 
Menschen aus afrikanischen und asiatischen Ländern, die-
sen beschwerlichen Weg auf sich. Auf bis zu zehntägigen 
Märschen bewältigten sie bei Temperaturen von bis zu 35 
Grad steile und schlammige Streckenabschnitte. In den 
Bergen besteht Absturzgefahr, in den Tälern werden reißen-
de Flüsse schnell zur Todesfalle. Hinzu kommen Krankheiten, 
Giftschlangen, aber auch bewaffnete Überfälle durch kri-
minelle Gruppen. Der Internationalen Organisation für 
Migration (IOM) zufolge sind zwischen 2015 und 2024 min-
destens 539 Migrant*innen auf dem Weg durch den Darién 
ums Leben gekommen. 

Kann man einen Regenwald schließen?
Einer, der die Trendwende im Darién als seinen persön-
lichen politischen Sieg verkauft, ist Panamas konservati-
ver Präsident José Raúl Mulino. Bereits im Wahlkampf war 
die „Schließung“ des Darién durch das Militär eines sei-
ner zentralen Wahlversprechen. Kann man ein über 6000 
Quadratkilometer großes Regenwaldgebiet einfach mit 
Stacheldraht und Soldaten schließen? Oscar Calderón vom 
Jesuiten-Flüchtlingsdienst winkt ab: „Die Frage ist doch: 
Wer kontrolliert diese unwegsame Grenze? Für die beiden 
Staaten ist das nur schwer möglich.“ 
Das Sagen im Darién haben andere. Der Clan del Golfo, 
Kolumbiens mächtigstes Drogenkartell, verdient als para-
staatlicher Akteur in der Region praktisch an jedem lega-
len und illegalen Geschäft mit. Ohne seine Genehmigung 
bewegt sich niemand in diesem Grenzgebiet. Und auch an-
sässige indigene und afrokolumbianische Gemeinden ha-

ben ihre eigenen Regeln und wollen mitunter am Durchzug 
der Migrant*innen mitverdienen, indem sie sich als orts-
kundige Führer*innen anbieten.
Für jene, die den Darién trotzdem weiterhin durchqueren 
müssen, bedeutet die Militarisierung, dass sie auf noch ent-
legenere, potenziell noch gefährlichere Routen ausweichen 
müssen und dass wichtige Anlaufstellen für Hilfe geschlos-
sen sind. Die große Mehrheit der Rückkehrer*innen aus dem 
Norden hingegen, die diese Teilstrecke auf dem Hinweg 
noch zu Fuß durch den Dschungel bewältigt haben, mei-
det den Landweg. Die neuen Routen führen über das Meer.

Meer statt Urwald
Die flachen und offenen Boote der Schlepper*innen sind 
nicht für die Fahrt auf offener See gedacht und kaum in 
der Lage, höheren Wellen zu trotzen. Im Februar 2025 ge-
riet ein Boot mit Rückkehrer*innen auf dem Weg nach 
Kolumbien bei schlechtem Wetter in Seenot. 21 Menschen 
konnten gerettet werden, ein acht Jahre altes venezolani-
sches Mädchen ertrank. 
Die lokale Bevölkerung, für die die Migration durch die 
Region ein wichtiges Einkommen bedeutet, hat sich schnell 
an die Nachfrage nach der neuen Route nach Süden an-
gepasst. Es ist dasselbe Geschäft, nur eben in umgekehr-
ter Richtung. Routine. Für die Migrant*innen hingegen, die 
diesen Teil Amerikas zum zweiten Mal durchqueren, fin-
det die Rückkehr unter gänzlich anderen Vorzeichen statt.
Viele haben auf dem Weg durch Zentralamerika und vor al-
lem in Mexiko schwere Gewalt erlebt, wurden von Behörden 
und Kriminellen erpresst, Frauen und Mädchen haben se-
xualisierte Gewalt erfahren. Auf dem Weg nach Norden ha-
ben die Meisten ihr Erspartes aufgebraucht. In Interviews, 
die die drei Ombudsstellen in Panama führten, berichtete 
über die Hälfte der Befragten, nicht mehr über die nötigen 
finanziellen Mittel zu verfügen, um nach Hause zu kommen. 
Wer sich die rund 230 US-Dollar, die die Schmuggler*innen 
für eine Überfahrt nach Kolumbien verlangen, nicht leis-
ten kann, strandet, bis er oder sie das Geld durch informel-
le Arbeiten zusammengekratzt hat. 
Außerdem sei die Rückkehr mit einer psychischen 
Doppelbelastung verbunden, betont Oscar Calderón: „Die 
Menschen sind noch traumatisiert durch die Umstände, die 
sie zur Flucht oder Migration zwangen, und nun kommt noch 
die Frustration über das Scheitern ihrer Migrationspläne 
hinzu.“ Entsprechend groß sei das Bedürfnis nach psycho-
logischer Begleitung. Staatliche Programme, die auf sol-
che spezifischen Bedürfnisse dieser Gruppen zugeschnit-
ten sind, gebe es in Kolumbien bisher quasi nicht. Auch 
die zivilgesellschaftlichen Organisationen seien ange-
sichts der umfassenden Kürzungen in der internationalen 
Entwicklungszusammenarbeit mit ihren Mitteln kaum im 
Stande, adäquat auf die hochdynamische Situation zu re-
agieren.
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Eine unsichtbare(re) Migrationsbewegung
Noch prekärer als in der kolumbianischen Karibik ist die 
Situation an der Pazifikküste, an der inzwischen ebenfalls 
viele Rückkehrer*innen per Boot aus Panama ankommen. 
Vielen haben die Schlepper*innen eine Überfahrt bis nach 
Buenaventura, Kolumbiens wichtigstem Pazifikhafen, 
versprochen. Stattdessen werden sie betrogen und in 
kleinen Gemeinden im Departement Chocó ausgesetzt, 
die vom Rest des Landes fast völlig abgeschnitten sind. 
Manche stranden dort und bleiben monatelang. Die Lage 
hier ist besonders unübersichtlich. Niemand weiß ge-
nau, wie viele Menschen in welchen Gemeinden ankom-
men. Entsprechend schwierig ist es, den Bedürfnissen 
der Menschen vor Ort zu begegnen, die kaum wissen, 
wo sie sind. Im Mai warnte Iris Marín Ortiz, Kolumbiens 
Ombudsfrau für Menschenrechte, mit Blick auf die Situation 
an der Pazifikküste des Chocó: „Wir erleben, dass Kinder in 
Begleitung von Erwachsenen ankommen, die weder ihre 
Eltern noch ihre Verwandten sind, und obendrein haben 
sie keine Ausweisdokumente.“ Während 
die Migrationsströme nach Norden 
etwas waren, was streng überwacht 
und kontrolliert wurde – Panamas 
Regierung setzte beispielsweise bio-
metrische Kontrollen zur Erfassung der 
Migrant*innen ein – ist die Bewegung 
nach Süden vielerorts eine unsichtba-
rere und hat für die Behörden kaum 
Priorität.
So prekär die Umstände sei-
en, feindselige Stimmung gegen-
über den Migrant*innen gebe es in 
den Pazifikgemeinden des Chocó 
kaum, meint Calderón vom Jesuiten-
Flüchtlingsdienst. Die Region ist seit 
Jahrzehnten von Fluchtbewegungen 
geprägt. Lange Zeit haben sich dort 
die ehemalige Guerilla FARC-EP und 
paramilitärische Gruppierungen bekriegt, heute kämp-
fen dort die Guerillaorganisation ELN und der Clan del 
Golfo um territoriale Kontrolle. Auf denselben Routen, 
über die nun die Menschen aus Panama kommen, sind 
in der Vergangenheit Tausende aus der Region vor der 
Gewalt nach Norden geflohen. „Für die Bevölkerung dort 
ist es nichts Neues, Menschen auf der Flucht zu sehen,“ 
meint Calderón. Vereinzelt Potenzial für Konflikte sieht er 
in der Karibikregion, in der der Tourismus eine relevante 
Einkommensquelle ist. „Da hört man dann immer wieder so 
furchtbare Argumente, wie etwa, dass die Migrant*innen 
die Strände verschandeln würden.“
Für die Migrant*innen und Geflüchteten sind die Gemeinden 
im karibischen Golf von Urabá und an der Pazifikküste des 
Chocó Durchgangsorte. Dort bleiben wollen die Wenigsten. 

Daten der IOM zeigen, dass weit über 90 Prozent der 
Rückkehrer*innen venezolanische Staatsbürger*innen sind. 
In den Interviews der Ombudsstellen für Menschenrechte 
erklärte nur etwa die Hälfte, nach Venezuela zurück zu wol-
len. Ein relevanter Anteil wird versuchen, in Kolumbien 
Arbeit zu finden, andere werden es in Chile, Peru oder 
Brasilien versuchen. Auch Oscar Calderón zweifelt daran, 
dass die Menschen, die nun nach Venezuela gehen, ihr 
Migrationsvorhaben damit endgültig aufgeben. „Wir be-
gegnen vielen Menschen, die ihre Familien wiedersehen 
wollen. Aber den langfristigen Plan, nach Venezuela zu-
rückzukehren? Den haben sie eher nicht.“ Und so stellt sich 
bei all der Rede von den „Rückkehrer*innen“ vor allem die 
Frage: Rückkehr wohin?
Um darauf Antworten zu finden sei es nötig, dass die 
Staaten der Region an einem Strang ziehen, um den 
Bedürfnissen der Rückkehrer*innen zu begegnen, ist sich 
Calderón sicher. Ein Hoffnung machender Lichtblick sei 
der Cartagena+40-Prozess: Im Dezember vergangenen 

Jahres trafen sich Vertreter*innen der lateinamerikani-
schen und karibischen Staaten anlässlich des 40-jährigen 
Bestehens der Declaración de Cartagena. Die Erklärung 
ist für Flüchtlingsrechte in Lateinamerika wegweisend. 
Beim Treffen wurde der „Aktionsplan Chile 2024 – 2034“ 
beschlossen, der die Staaten verpflichtet, überregional im 
Zeichen der Solidarität und Flüchtlingsrechte zusammen-
zuarbeiten und das Recht auf eine sichere Rückkehr und 
Reintegration zu gewährleisten. Es bleibt abzuwarten, wel-
che realpolitische Wirkkraft eine solche Absichtserklärung 
in Zeiten hat, in denen es Gelder der internationalen 
Zusammenarbeit eher für die Migrationsbekämpfung denn 
für Integrationsprogramme gibt. Sie wird zumindest et-
was sein, worauf zivilgesellschaftliche Organisationen die 
Regierungen der Region in Zukunft festnageln werden. n

Nikolas Grimm ist Politikwissenschaftler und Lateinamerikanist. Er schreibt 
zu Menschenrechten, Migration und sozialen Bewegungen in Lateinamerika.
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Wer geht – wer bleibt?
Migration und soziale Ungerechtigkeit in der Klimakrise

In schweren Dürren, Fluten und Bränden zeigen 
sich bereits heute die Folgen des Klimawandels 
in Lateinamerika. Die Entscheidung, zu migrieren 
oder zu bleiben, ist angesichts der sozio-ökologi-
schen Katastrophe keine wirklich freie. Sie ist ein 
Privileg, das nur wenige genießen. Dieser Beitrag 
lädt dazu ein, das Phänomen der Klimamigration 
unter dem Blickwinkel der Gerechtigkeit zu be-
trachten: Wer hat das Recht, sich zu bewegen, und 
wer bleibt in der Unsicherheit gefangen?

dern werden, dass sowohl Migrationsbewegungen als auch 
Verlagerungen von Eigentum in andere Weltregionen un-
vermeidlich seien. Aufgrund einer übermäßigen Erwärmung 
der Tropen und einer gleichzeitigen Abmilderung des Klimas 
in den nördlichen Breiten sagt der Artikel in etwas verein-
fachender Weise massive Migrationsbewegungen aus dem 
Globalen Süden in den Norden voraus.
Solche Prognosen lassen meist außer Acht, was jahrelan-
ge Forschung zur Beziehung zwischen Klimawandel und 
menschlicher Mobilität bereits gezeigt hat. Die wichtigs-
te Erkenntnis ist, dass veränderte Umweltbedingungen 
tatsächlich Migration als Anpassungsstrategie begünsti-
gen können. Aber es hängt von einer Vielzahl ökonomi-
scher, politischer, sozialer und kultureller Faktoren ab, ob 
es tatsächlich dazu kommt. Die Berücksichtigung dieser 
Faktoren erlaubt uns, die Debatte nuancierter zu führen. 
Nehmen wir etwa den Groundswell-Bericht der Weltbank 
von 2021 als Beispiel. Er geht davon aus, dass die Zahl kli-
mabedingter Binnenmigrationen in Lateinamerika bis 2050 
zwischen 2,2 und 17,1 Millionen Menschen liegen könnte. 

1) https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/
S2590332224003129
Übersetzung: Alix Arnold

V			         von Jorge Enrique Forero 
 
or einigen Monaten erschien in einer renommierten 

Fachzeitschrift für sozial-ökologische Fragen ein Artikel1, 
der unter Forscher*innen, die sich mit Migration beschäf-
tigen, unterschiedliche Reaktionen hervorrief. Das zentra-
le Argument des Beitrags war so simpel wie alarmierend: 
Prognosen zum Klimawandel zeigten demnach, dass sich die 
Lebensbedingungen in vielen Regionen der Welt derart än-
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Ob sich die endgültige Zahl eher dem einen oder dem an-
deren Szenario annähert, hängt im Wesentlichen von po-
litischen Entscheidungen ab, insbesondere davon, wel-
che Maßnahmen zur sozialen Teilhabe, zum Klimaschutz 
und zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels er-
griffen werden.

Vereinfachende Narrative
Die Diskussion ist hochbrisant, weil hier zwei der poli-
tisch kontroversesten aktuellen Themen aufeinandertref-
fen: Klimawandel und Migration. Vereinfachende Narrative 
können verhindern, dass Entscheidungen getroffen wer-
den, die auf wissenschaftlicher Evidenz, Gerechtigkeit und 
Solidarität basieren. Gleichzeitig können Vereinfachungen 
Fremdenfeindlichkeit und Rassismus verstärken.
Dabei wird ausgeblendet, dass der Grad der persönli-
chen Betroffenheit entscheidend dafür ist, ob Menschen 
angesichts einer Klimakatastrophe gehen oder bleiben. 
Das Ausmaß an Betroffenheit hängt wiederum von ihrem 
Zugang zu materiellen Ressourcen und ihrer gesellschaft-
lichen Marginalisierung ab, also von Faktoren, die eng 
mit Geschlecht, rassistischer Diskriminierung und sozialer 
Klasse verbunden sind. Zudem wird übersehen, dass nicht 
nur Menschen aus dem Globalen Süden gezwungen sein 
könnten, zu migrieren. Auch im Norden trifft dies auf dieje-
nigen zu, die nicht über die nötigen Ressourcen verfügen, 
um die durch die Katastrophe verursachten Verluste und 
Schäden auszugleichen oder sich anzupassen. Damit wird 
deutlich, dass der Zusammenhang zwischen Klimawandel 
und menschlicher Mobilität untrennbar mit dem Problem 
der sozialen Ungleichheit zusammenhängt.
Ein Beispiel dafür ist die zunehmende Migration vom 
Land in die Städte in Lateinamerika. Ein großer Teil der 
Bevölkerung auf dem Land lebt von der Landwirtschaft. 
Infolge historischer Prozesse haben diese Menschen jedoch 
oft kein eigenes Land und es mangelt ihnen an Zugang zu 
Infrastruktur und Technologie. Das erschwert, sich an ver-
änderte Regenzyklen, zunehmende Frostperioden und an-
dere klimatische Phänomene anzupassen. Die Betroffenen 
zwingt dies, oft schrittweise, zur Migration in Städte, um 
dort nach Arbeit zu suchen. Doch auch hier ist die Frage, 
wer migriert und wer bleibt, stark von den individuellen 
Ressourcen abhängig: Wer über ein Minimum an ökono-
mischen Mitteln und sozialen Netzwerken verfügt, hat bes-
sere Voraussetzungen, um zu migrieren. Andere hingegen, 
meist Frauen und ältere Menschen, bleiben zurück und 
müssen in zunehmender Prekarität ausharren.

Milliardäre als Klimaflüchtlinge
Ganz anders sehen die Strategien jener Milliardäre aus, die 
sich auf die möglichen Folgen des Klimawandels und an-
dere globale Krisen vorbereiten. Bereits vor einigen Jahren 
machte der Multimilliardär Peter Thiel Schlagzeilen mit 

seinem Plan, für den Fall eines zivilisatorischen Kollapses 
für sich und andere Superreiche ein luxuriöses Refugium 
in Neuseeland zu errichten. Thiel musste sich dabei nicht 
mit den Hürden auseinandersetzen, denen sich viele 
Migrant*innen normalerweise gegenübersehen. Obwohl 
er nur zwölf Tage im Land verbracht hatte, erhielt er ohne 
Schwierigkeiten die neuseeländische Staatsbürgerschaft 
und konnte große Ländereien für sein Projekt erwer-
ben. Er ist nur einer von vielen Milliardären mit ähnlichen 
Vorhaben. Könnte man Thiel als Klimamigranten bezeich-
nen? Ich würde das bejahen, auch wenn er nicht dem gän-
gigen Bild entspricht, das Schlagzeilen und vereinfachen-
de Narrative zeichnen.
Laut Oxfam (2023) verursacht ein Multimillionär mehr CO2-
Emissionen als 600 000 arme Menschen zusammen. Im Jahr 
2024 war das reichste Prozent der Weltbevölkerung für 17 
Prozent der globalen Emissionen verantwortlich, die ärme-
re Hälfte der Menschheit dagegen nur für zehn Prozent. 
Gewöhnlich sind es die Ärmsten, die gezwungen sind, zu 
migrieren oder in hochriskanten Klimazonen auszuharren. 
Dabei haben gerade sie am wenigsten zur Entstehung der 
Krise beigetragen. Die Hauptverursacher sind paradoxer-
weise diejenigen, denen die meisten Optionen offenste-
hen. Solche Verhältnisse müssen berücksichtigt werden, 
wenn wir über Antworten auf das Phänomen der soge-
nannten Klimamigration nachdenken. Das bringt uns zur 
Frage der Klimagerechtigkeit.

Klimagerechtigkeit
Wir Menschen haben sowohl das Recht zu migrieren als auch 
das Recht zu bleiben. Damit der Klimawandel diese Rechte 
nicht untergräbt, sind zwei Arten von Maßnahmen unerläss-
lich: Minderung des Klimawandels und Anpassung an sei-
ne Folgen. Beginnen wir mit der Anpassung. Ob Millionen 
Menschen ihre Heimat aufgrund des Klimawandels verlas-
sen müssen, hängt davon ab, wie gut sie sich sowohl in indi-
vidueller als auch in kollektiver Hinsicht an die Klimafolgen 
anpassen können. Die entscheidende Frage lautet dabei, 
wer die Maßnahmen zur Anpassung finanzieren soll. Die 
Antwort liegt auf der Hand, ökonomisch wie moralisch: die 
Hauptverursacher der Krise, die zugleich über die meis-
ten Ressourcen verfügen. Ein Bericht des World Inequality 
Lab aus dem Jahr 2023 zeigte, dass bereits eine Steuer 
von 1,5 Prozent auf die Einkommen der Milliardäre aus-
reichen würde, um die gesamten Anpassungskosten der 
Entwicklungsländer zu decken. Auch die Maßnahmen zur 
Minderung des Klimawandels weisen in dieselbe Richtung. 
Wie wir heute wissen, ist die wirksamste Maßnahme der 
Kampf gegen die Ungleichheit. Das bedeutet nicht nur, 
Armut zu bekämpfen. Noch entscheidender ist es, der ob-
szönen Anhäufung von Reichtum entgegenzutreten – der 
größten Bedrohung, die unsere Freiheit, die Demokratie 
und den Planeten gefährdet. n 

Jorge Enrique Forero ist Doktor der Wirtschafts- und Sozialwissenschaften. Er forscht zurzeit in der Abteilung für Soziologie 
und Gender Studies von FLACSO-Ecuador (Facultad Latinoamericana de Ciencias Sociales), wo er das Projekt „Klimakrise und 
Migrationsgovernance in der Andenregion“ koordiniert. • https://flacso.edu.ec/movilidadesclimaticas/

https://flacso.edu.ec/movilidadesclimaticas/
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Das eigene Land mitten in einer langen, erdrü-
ckenden Krise zu verlassen, ist niemals eine 
leichte Entscheidung. Doch der Versuch, den 
Exodus zu überleben, ist noch weitaus härter. 
Millionen Venezolaner*innen haben ihre Heimat 
verlassen und mit enormem Kraftaufwand ver-
sucht, in verschiedenen Ländern Lateinamerikas 
ein neues Leben aufzubauen – vor allem in 
Kolumbien. Für Tausende endete dieser Weg 
jedoch in einem Albtraum: gefangen in noch 
brutaleren Dynamiken, ausgeliefert an kriminel-
le Netzwerke, die sie erpressen, verschwinden 
lassen oder ermorden. Dieser Artikel zeigt, wie 
die Hoffnung auf Zuflucht zu einer tödlichen Falle 
werden kann.

Heute ist Kolumbien das Land mit der weltweit größten 
Zahl an venezolanischen Migrant*innen. Um dieser Realität 
zu begegnen, verabschiedete die Regierung 2021 das 
Präsidialdekret 216, das speziell für Venezolaner*innen ei-
ne Aufenthaltserlaubnis mit dem temporären Schutzstatus 
PPT (Permiso por Protección Temporal) vorsieht. Dieser 
Aufenthaltstitel verschafft Migrant*innen mit irregulä-
ren oder regulärem Status – sofern sie vor dem 28. Mai 
2023 eingereist sind – rechtlichen Schutz und Zugang 
zu grundlegenden Rechten. Er garantiert einen legalen 
Aufenthalt, Zugang zu Gesundheitsversorgung, Bildung 
und Sozialversicherung sowie Arbeitsrechte. Allerdings er-
setzt er nicht den verfassungsmäßig und völkerrechtlich 
verankerten Anspruch auf Asyl oder den Flüchtlingsstatus 
gemäß der Genfer Flüchtlingskonvention.
Die venezolanische Diaspora hat ihre Heimat in der Hoffnung 
auf eine neue Zukunft verlassen. Doch für Tausende ende-
te dieser Weg tödlich: Sie wurden in Kolumbien ermordet 
oder verschleppt. Die Migrant*innen werden häufig Opfer 
der vielen Formen von Gewalt, der sie als besonders ver-
wundbare Bevölkerungsgruppe im Zuge der transnatio-
nalen Migration ausgesetzt sind. Alle hier zitierten Zahlen 
und Daten stammen aus offiziellen Berichten oder von 
Expert*innenschätzungen, um eine fundierte, faktenba-
sierte Analyse zu gewährleisten.

6577 Venezolaner*innen zwischen 2017 und 2025 
in Kolumbien ermordet
In Kolumbien ist die Zahl der ermordeten und verschwun-
denen Venezolaner*innen dramatisch gestiegen. Seit 2017 
dokumentiert und erfasst das Kolumbianische Institut für 
Gerichtsmedizin und Forensik INMLCF (Instituto Nacional 
de Medicina Legal y Ciencias Forenses de Colombia) die 
Indikatoren für Verbrechen, die Verletzungen mit Todesfolge, 
Tötungen und das gewaltsame Verschwindenlassen von 

1) https://www.r4v.info/es/refugiadosymigrantes
2) Interview mit dem Menschenrechtsverteidiger und Journalisten Nerio Mejía am 25.08.2025
3) https://datospaz.unidadvictimas.gov.co/registro-unico-de-victimas/

Z				          von Andrés Llanos 
 
wei Jahrzehnte einer allumfassenden und tiefgrei-

fenden Krise in Venezuela haben den größten, tragischs-
ten und gewaltsamsten Exodus der vergangenen Jahre in 
Lateinamerika bewirkt. Millionen Menschen flohen über 
die Landesgrenzen, auf der Suche nach einem Neuanfang 
in verschiedenen Ländern des Kontinents.
Die wichtigsten Aufnahmeländer für venezolanische 
Migrantinnen und Migranten sind Kolumbien, Peru, Brasilien, 
Chile, Ecuador, Argentinien, Mexiko, die Dominikanische 
Republik, Panama und Uruguay. Nach Angaben der UN-
geführten Plattform für Flüchtlinge und Migranten aus 
Venezuela, R4V (Plataforma de Coordinación Interagencial 
para Refugiados y Migrantes de Venezuela, Stand Mai 
2025) leben 6 874 261 Venezolaner*innen als Flüchtlinge 
in 17 Staaten Lateinamerikas und der Karibik.1 Allein in 
Kolumbien halten sich 2 810 358 auf, in Peru 1 662 889 und 
in Brasilien 680 145.
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In der Gewaltfalle
Die Situation venezolanischer 
Migrant*innen in Kolumbien

https://www.r4v.info/es/refugiadosymigrantes
https://datospaz.unidadvictimas.gov.co/registro-unico-de-victimas/
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venezolanischen Migrant*innen auf kolumbianischem 
Staatsgebiet zur Folge haben. Bis Juni 2025 bestätigt die 
Behörde die Ermordung von 6577 Menschen venezolani-
scher Herkunft: 5927 Männer und 650 Frauen.
Die Ursachen für diese menschliche Tragödie lie-
gen in der komplexen Gewaltdynamik. Dazu zäh-
len Auseinandersetzungen zwischen transnationalen 
Banden und kriminellen Organisationen im Dienste 
des Drogenhandels um die territoriale Kontrolle, 
Menschenhandel, Erpressung, Schmuggel sowie die 
Zwangsrekrutierung durch bewaffnete Gruppen im 
Rahmen des kolumbianischen Konflikts, insbesondere 
durch FARC-Dissident*innen, ELN und paramilitärische 
Gruppen wie AGC/Clan del Golfo. Besonders betroffen 
sind die Grenzregionen entlang der 2219 Kilometer lan-
gen gemeinsamen Grenze.
Kolumbien besteht aus 32 Departements. In 31 davon wur-
den Morde an venezolanischen Migrant*innen registriert. 
Einzige Ausnahme ist nach Angaben des jüngsten Berichts 
des gerichtsmedizinischen Instituts das Departement 
Vaupés. Am stärksten betroffen sind Norte de Santander, 
Antioquia, Valle del Cauca, Atlántico, Arauca, La Guajira, 
Santander und Cundinamarca.
Der Journalist und Menschenrechtsverteidiger Nerio Mejía 
weist darauf hin, dass es inzwischen immer häufiger vor-
kommt, dass venezolanische Migrant*innen in kriminelle 
Strukturen hineingezogen werden, insbesondere in der 
Region Catatumbo, wo es zu 279 Morden an ihnen kam, und 
im Großraum Cúcuta, wo 759 Venezolaner*innen ermor-
det wurden.2 Zugleich warnt er: Die offiziellen Statistiken 
würden nur einen Bruchteil der Realität zeigen. Viele 
Venezolaner*innen seien in Massengräbern verscharrt 
oder gewaltsam verschwunden.

Über 2916 Fälle von gewaltsamen 
Verschwindenlassen zwischen 2017 und 2025
Das gewaltsame Verschwindenlassen, als Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit eingestuft, hat sich in Kolumbien zu ei-
nem Instrument des Terrors entwickelt: gegen verwundbare 
Gemeinschaften, gegen soziale Führungspersönlichkeiten 
und humanitäre Akteure. Zwischen 2017 und 2025 
verzeichnete das Informationsnetzwerk für Vermisste 
und Leichen SIRDEC (Sistema de Información Red de 
Desaparecidos y Cadáveres) insgesamt 2916 Anzeigen we-
gen des Verschwindens venezolanischer Migrant*innen.3 

Ein Teil dieses Verschwindenlassens wurde von kriminel-
len Organisationen verübt. Expert*innen der Nationalen 
Stiftung für Gewaltopfer und Friedensstifter FUNAVI 
(Fundación Nacional de Víctimas y Constructores de Paz) 
weisen darauf hin, dass transnationale kriminelle Netzwerke 
wie der Tren de Aragua eine Vielzahl illegaler Aktivitäten 
im kolumbianisch-venezolanischen Grenzgebiet kontrollie-
ren und dass sie ihre Reichweite längst auf andere Länder 

Amerikas sowie nach Europa ausgedehnt haben.
Der Tren de Aragua entstand Anfang der 2000er-Jah-
re in Haftanstalten im venezolanischen Bundesstaat 
Aragua. Heute gilt er als eines der gefährlichsten krimi-
nellen Netzwerke Lateinamerikas. Seine Expansion war 
eng verknüpft mit dem venezolanischen Exodus, der so-
wohl die Mobilität seiner Mitglieder erleichterte als auch 
die Rekrutierung neuer Kräfte ermöglichte. Laut inter-
nationalen Organisationen und Justizbehörden ope-
riert der Tren de Aragua mittlerweile in mindestens 
zehn Ländern Lateinamerikas sowie in den USA und 
Europa, wo er Netzwerke für Menschenhandel kontrol-
liert sowie Schutzgelderpressung, Drogenhandel und 
Arbeitsausbeutung betreibt.

Die doppelte Verbannung der Venezolaner*innen
Die kolumbianisch-venezolanische Grenze ist ein Pulverfass. 
Seit Jahrzehnten von Schmuggel, Drogenhandel und 
der Gewalt illegaler bewaffneter Gruppen geprägt, ist 
sie heute mehr denn je ein Brennpunkt. Seit 2015 hat 
die Massenmigration dieses Territorium in ein humanitä-
res Krisengebiet verwandelt. Damit stiegen Ausbeutung, 
Schutzgelderpressungen und Zwangsrekrutierungen dra-
matisch an.
Das kolumbianische Opferregister RUV (Registro Único de 
Víctimas, Stand August 2025) verzeichnet insgesamt über 
neun Millionen Opfer des bewaffneten Konflikts. Das häu-
figste Verbrechen sind Vertreibungen (8 974 554 Fälle), 
darauf folgen Tötungsdelikte (1 141 575) und 204 542 
Fälle gewaltsamen Verschwindenlassens. Nach Angaben 
der Menschenrechtsorganisation CODHES (Consultoría 
para los Derechos Humanos y el Desplazamiento) wur-
den allein in den vergangenen Jahren mindestens 6151 
Venezolaner*innen Opfer des kolumbianischen Konflikts, 
was ihre doppelte Verwundbarkeit widerspiegelt.
In Grenzdepartements wie Norte de Santander, Arauca oder 
La Guajira geraten Migrant*innen ins Fadenkreuz bewaff-
neter Akteure und transnationaler Banden. In Metropolen 
wie Bogotá, Barranquilla oder Cartagena sind es hingegen 
Fremdenfeindlichkeit und ein nicht geklärter Rechtsstatus, 
die ihre Unsichtbarkeit als Opfer vertiefen.
Kolumbiens Jahrzehnte langer bewaffneter Konflikt hat tie-
fe Spuren hinterlassen. Für viele Venezolaner*innen ist das 
Land zugleich zum neuen Schauplatz von Gewalt geworden. 
Das Exil, das eigentlich Zuflucht und Schutz bedeuten soll-
te, wird zu einem Kreislauf transnationaler Viktimisierung. 
Hinter jeder Zahl und jedem einzelnen Menschen steht 
ein zerstörtes Leben, eine entwurzelte Familie. Deswegen 
an dieser Stelle der Appell an Politik und Gesellschaft, 
Migrant*innen nicht länger als bloße Randopfer bewaffne-
ter Konflikte zu behandeln, sondern als Träger*innen von 
Rechten und als Teil einer dringend nötigen Friedens- und 
Integrationspolitik. n

Andrés Llanos ist Kommunikationswissenschaftler, Sonderpädagoge und hat einen Magister in Friedens-, Entwicklungs- 
und Bürgerschaftsfragen. Er war Sekretär für Opfer, Frieden und Postkonflikt der Regionalregierung von Norte de 
Santander. Als Aktivist und Menschenrechtsverteidiger erhielt er zwischen 2020 und 2022 insgesamt 47 Morddrohungen 
und überlebte zwei Attentatsversuche. Heute lebt er im politischen Exil in Deutschland.  •  Übersetzung: Britt Weyde
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Präzedenzlos. Die mexikanische Präsidentin 
Claudia Sheinbaum rief ihre in den 
USA lebenden Landsleute dazu auf, bei 
Feierlichkeiten am 15. und 16. September 
zur mexikanischen Unabhängigkeit „extreme 
Vorsicht“ walten zu lassen. Zu groß war die 
Befürchtung, die Trump-Regierung könne die 
Menschenansammlungen für Razzien und 
Provokationen gegen Mexikaner*innen ohne 
gültige Aufenthaltspapiere nutzen. Noch ist die 
Migrationsbehörde ICE weit von den Verhaftungs- 
und Abschiebezahlen entfernt, die Trump fordert. 
Doch eins haben er und seine Helfershelfer 
geschafft: Sie verbreiten ein Klima von Angst 
und Schrecken unter Migrant*innen inner- und 
außerhalb der USA. Die Auswirkungen in Mexiko 
sind jetzt schon enorm.

Aufenthaltsstatus in den USA. Bisher sind unter Trump „nur“ 
etwa 95 000 Mexikaner*innen direkt über die Grenze oder 
per Flugzeug abgeschoben worden. Das sind weniger als un-
ter der Biden-Regierung in einem vergleichbaren Zeitraum. 
Die Auffanglager, die für mexikanische und ausländische 
Migrant*innen im Februar in den nördlichen Bundesstaaten 
vorbereitet wurden, sind überwiegend geschlossen oder 
weitgehend leer. Das finanziell mit 1000 US-Dollar unter-
mauerte US-Angebot der „freiwilligen“ Selbstabschiebung 
haben einige Mexikaner*innen unter Druck angenommen. 
Zahlenmäßig fällt das bisher nicht ins Gewicht. Die mexika-
nische Regierung empfängt die abgeschobenen Landsleute 
mit dem Programm „México te abraza“ (Mexiko umarmt 
dich). Damit unterstützt sie beispielsweise bei der Rückkehr 
zu den Heimatorten. 
Unklar sind die mittelfristigen Auswirkungen auf die reme-
sas, die Rücküberweisungen der mexikanischen Migrant*in
nen in den USA an ihre Familienangehörigen. Sie sind erst
mals seit 2003 über mehrere Monate hintereinander deut-
lich gesunken. Dies wird zum Teil damit begründet, dass die 
Mexikaner*innen ohne gültige Papiere aus Angst nicht an ih-
re Arbeitsplätze gehen und deswegen Lohnausfälle haben. 
Aber der flaue US-Arbeitsmarkt spielt ebenso eine wichtige 
Rolle. Gesamtwirtschaftlich schlägt der Rückgang der reme-
sas noch nicht durch. Aber in einzelnen Bundesstaaten wie 
Chiapas, Guerrero, Michoacán, Zacatecas und Oaxaca machen 
die Zahlungen zehn bis 15 Prozent des lokalen Sozialprodukts 
und bis zu 30 Prozent der Familieneinkommen aus. 

Gestrandet in Mexiko
Für die mexikanische Regierung sind die unfreiwillig 
aus den USA zurückkehrenden Landsleute aktuell keine 
Herausforderung. Sie kann sich die „Umarmung“ dieser 
Mexikaner*innen leisten. Solche offizielle Herzlichkeit fehlt 

I				       von Gerold Schmidt 
 
m Vergleich zum Vorjahr haben sich die versuch-

ten irregulären Grenzübertritte an der mexikanischen 
Süd- und Nordgrenze um jeweils etwa 90 Prozent 
reduziert. Viele Mexikaner*innen bleiben vorerst lie-
ber in ihrem Land als sich potentiell unmenschlichen 
Haftbedingungen in den USA und anderen Schikanen 
der US-Behörden auszusetzen. Auch die Menschen aus 
Mittelamerika und weiteren überwiegend lateiname-
rikanischen Ländern, die früher an Mexikos Südgrenze 
mit Guatemala über die grüne Grenze beziehungsweise 
die Flüsse Usumacinta und Suchiate kamen, warten ab. 
Zugleich wird Mexiko für schätzungsweise 300 000 nicht- 
mexikanische Migrant*innen vom Transitland zum Zielland.
Gut 10 Millionen Mexikaner*innen leben ohne regulären 

Foto: Abschnitt der Grenze 
USA-Mexiko, 2013
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Trumps Politik verändert 
Migrationsbewegungen in Mexiko 

Nichts ist wie  
vor einem Jahr
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nach wie vor gegenüber den Menschen in Bewegung, die 
sich über Mexikos Südgrenze in Richtung USA aufgemacht 
haben und nun „gestrandet“ sind. Nur die wenigen, die mehr 
Geld zur Verfügung haben, können noch an – gefährliche-
re und teurere– Routen in die USA denken. Wie gefährdet 
die Migrant*innen in Mexiko sind, hängt sehr stark von 
den mexikanischen Aufenthalts- und Arbeitspapieren ab. 
Die Papiere reichen von einer Aufenthaltsgenehmigung 
im Land für 30 Tage bis zu einem einjährigen humanitären 
Visum, das auch die Arbeitsaufnahme erlaubt. Der Erhalt 
der Papiere ist ein Glücksspiel. Die staatliche Kommission 
für Flüchtlingshilfe Comar (Comisión Mexicana de Ayuda 
a Refugiados) und die Migrationsbehörde INM (Instituto 
Nacional de Migración) schieben sich die Zuständigkeiten 
oft wie in einem Pingpong-Spiel hin und her. Die ver-
schleppte Antragsbearbeitung, nicht unbedingt Zufall, 
öffnet Tür und Tor für Bestechungen. Die Migrant*innen 
müssen ihre Anträge innerhalb von 30 Werktagen stellen, 
nachdem sie ins Land gekommen sind. Einige warten seit 
sechs Monaten auf einen Termin. In dieser Zeit müssen sie 
fürchten, von der INM verhaftet zu werden. Für fast alle von 
ihnen ist die Rückkehr in ihre Heimatländer keine Option.
Die Mittel der Comar sind gekürzt worden, der Jahresetat 
2025 liegt bei kümmerlichen 47 Millionen Pesos (rund 2,2 
Millionen Euro). Das ist ein Bruchteil dessen, was Flüchtende 
und Migrant*innen zur mexikanischen Wirtschaft beitragen. 
Auch wenn es nun weniger Menschen zu betreuen gibt, 
reicht das Geld nicht aus. Die UN-Flüchtlingsagentur UNHCR 
(United Nations High Commissioner for Refugees) hat nach 
dem Einfrieren von US-Geldern für ihre Arbeit mit massi-
ven Budgetkürzungen und Personalabbau zu kämpfen. Das 
beeinträchtigt beispielsweise ihr Integrationsprogramm 
für Migrant*innen im Gastronomiesektor. 
Die derzeit ausbleibenden migrantischen Bewegungen 
werden die mexikanische Wirtschaft regional verän-
dern. Tapachula, die mexikanische Grenzstadt im südli-
chen Bundesstaat Chiapas, war noch 2024 ein Nadelöhr 
für die Migrationsbewegungen. In den vergangenen 
Jahren lebte die dortige Wirtschaft zu einem Gutteil von 
den Migrant*innen. Diese mussten ihr Geld zwangsläu-
fig an dem Ort ausgeben, wo sie erst einmal festgehal-
ten wurden oder sich sammelten. Dort bekamen sie auch 
die Auslandsüberweisungen ihrer Familienangehörigen. 
In Touristenorten wie Cancún an der mexikanischen 
Karibik stützte sich der Dienstleistungssektor stark auf 
die Migrant*innen. 
Selbst, wenn fast alle Migrant*innen in Chiapas ankom-
men und sie die Illusion USA aufgeben müssen: Die meis-
ten zieht es auch innerhalb Mexikos nach Norden. In 
Mexiko-Stadt und den nördlichen Bundesstaaten sind ihre 
Arbeitsmöglichkeiten besser. In der Vergangenheit organi-
sierten sie sich in großen Karawanen, um ein Mindestmaß 
an Sicherheit gegenüber der Willkür der Behörden und 

dem organisierten Verbrechen zu haben. Doch den meis-
ten staatlichen Autoritäten ist dieses kollektive Vorgehen 
nach wie vor ein Dorn im Auge. Erst vor wenigen Wochen 
tat die Migrationsbehörde INM alles, um eine relativ 
kleine Karawane von ein paar Hundert Teilnehmenden 
durch individuelle Angebote und Kriminalisierung des 
Hauptorganisators zu spalten. Andererseits begleiteten 
Sanitäter*innen und Gesundheitspersonal sowie der me-
xikanische Zivilschutz die Karawane auf Abschnitten ih-
res Weges. Eine kohärente und zugleich humane Politik 
gegenüber den Migrant*innen ist auch unter der neuen 
Präsidentin Sheinbaum noch nicht zu erkennen.
Vor allem in der Hauptstadt gibt es Lichtblicke, zum Beispiel 
die Grundschule La Prensa Pemex im Industriegebiet 
Vallejo. Dort sind im Spätnachmittagsturnus mehr als die 
Hälfte der Kinder Migrant*innen aus lateinamerikanischen 
Ländern. Sie haben eine mexikanische Identitätsnummer, 
die die Grundlage dafür ist, dass sie wie die mexikani-
schen Klassenkamerad*innen ein Schulstipendium der 
Stadtregierung und Schulessen erhalten. Aber sie und 
ihre Familien leben in einer nahen irregulären Siedlung, 
die ständig von Räumung bedroht ist. In mehreren Fällen 
hat es solche Räumungen im Stadtzentrum gegeben, 
oft nach Protesten von Anwohner*innen. Das zwingt die 
Migrant*innen, in die Peripherien auszuweichen, die oft 
von kriminellen Gruppen kontrolliert werden.

Trumps Trümpfe, Mexikos Möglichkeiten
Gewalt, Verfolgung, wirtschaftliche Not und Klima
veränderungen als Ursachen für Wanderungsbewegungen 
sind in der lateinamerikanischen Region nicht verschwun-
den. Darum ist die Frage, ob der drastische Rückgang die-
ser Bewegungen tatsächlich ein dauerhaftes Phänomen ist 
oder trotz Trump nur vorübergehend. Genauso ist denk-
bar, dass dieser seinem Ziel massiver Abschiebung doch 
Schritt für Schritt näherkommt und dann auch die Zahl der 
Abschiebungen nach Mexiko spürbar ansteigt. 
Mexikos Präsidentin Claudia Sheinbaum betont immer wie-
der, die mexikanische Souveränität sei nicht verhandelbar. 
Ihr kühler Kopf im Umgang mit Trump hat ihr internatio-
nal einiges an Anerkennung verschafft. Doch letztendlich 
ist ihr Spielraum beschränkt. Zölle, Energieabhängigkeit 
– Mexikos Stromproduktion basiert inzwischen zu et-
wa zwei Dritteln auf US-amerikanischen Gasimporten –, 
die Drohung direkter US-Militärinventionen gegen die 
Drogenkriminalität: Trump hat die Trümpfe in der Hand. 
Mexiko wird keine Migrationspolitik umsetzen können, die 
von den USA unabhängig ist oder deren Interessen zuwi-
derläuft. Doch die mexikanische Regierung hätte ange-
sichts der aktuell geringen Migrationsbewegungen die 
Möglichkeit, wenigstens den in Mexiko unfreiwillig gestran-
deten Migrant*innen eine menschenwürdige Perspektive 
im Land zu bieten. n 

Gerold Schmidt leitet das Regionalbüro der 
Rosa-Luxemburg-Stiftung in Mexiko-Stadt.
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Die Straflosigkeit hinterlässt  
noch immer Todesspuren 

Mexiko: Migrant*innen auf der Durchreise und gewaltsames Verschwindenlassen

Vor der US-amerikanischen Botschaft in Mexiko-
Stadt steht eine Metallsäule: das „Gegendenkmal 
+72“, zusammen mit den Inschriften „Migrieren 
ist ein Menschenrecht“ und „Kein Mensch ist 
illegal auf dieser Welt“. Sie erinnert an die Opfer 
des Massakers von San Fernando im Bundesstaat 
Tamaulipas, bei dem 72 Migrant*innen aus 
Zentral- und Südamerika im Jahr 2010 durch das 
Kartell Los Zetas ermordet wurden, vermutlich 
weil sie die geforderten Geldzahlungen oder die 
Aufforderung, Teil des kriminellen Netzwerkes 
zu werden, ablehnten. Trotz der Gefahren durch-
queren Menschen, die ihre Länder verlassen 
müssen, weiterhin Mexiko in Richtung Norden 
und riskieren dabei ihr Leben. Von diesem Leben 
auf der Durchreise erzählt uns Marisol Méndez, 
Anwältin der Stiftung für Gerechtigkeit (Fundación 
para la Justicia), einer mexikanischen Initiative, 
die Wahrheit, Gerechtigkeit und umfassende 
Reparationszahlungen für die Opfer schwerer 
Menschenrechtsverletzungen in Mexiko einfordert. 

sen. Im Jahr 2025, 15 Jahre nach diesem Massaker, wurden 
lediglich drei Mitglieder der Los Zetas verurteilt. Marisol 
Méndez von der Stiftung für Gerechtigkeit sieht einen 
Zusammenhang zwischen der vulnerablen Situation von 
Migrant*innen und der Straflosigkeit: „Für eine Person, 
die ohne Ausweisdokumente nach Mexiko einreist, ist es 
sehr schwierig, Delikte oder Menschenrechtsverletzungen 
anzuzeigen, aus Angst, abgeschoben zu werden. Diese 
Menschen sind auf der Suche nach einem besseren Leben 
oder vor Gewalt in ihren Heimatländern geflohen. Sie 
möchten nur an ihrem Ziel ankommen.“ Der Zugang zu 
Gerechtigkeit ist ein noch komplexerer Weg. Für Marisol 
muss das Massaker von San Fernando auch im Hinblick 
auf die damit zusammenhängenden Netzwerke von 
Makrokriminalität (Verbrechen großen Ausmaßes, syste-
matische oder massenhafte Verbrechen) analysiert werden: 
„Es sind Netzwerke des Menschenhandels, die aus ihren 
Heimatländern heraus operieren: Honduras, Guatemala, El 
Salvador, Mexiko, bis in die USA. Trotz der Schwere der Taten 
dauert die Aufklärung sehr lange, und die Opfer haben kei-
nen Zugang zu Wahrheit und Gerechtigkeit.“ Außerdem ge-
be es weder Bemühungen darum, die Gründe für die Morde 
an den Migrant*innen herauszufinden, noch werde über 
den Tod von Migrant*innen Wahrheit geschaffen: „Es gibt 
keine Ergebnisse der Ermittlungen, da es keine offizielle 
Version darüber gibt, was wirklich geschehen ist, warum 
diese Menschen ermordet wurden, welche Gründe dahin-
ter gesteckt haben, wer diese Verbrechen begangen hat.“  
Die Anwältin beschreibt die Abläufe der Geschehnisse, 
die Migrant*innen beim Durchqueren von Mexiko und 
beim Grenzübertritt in die USA durchleben: Erst kommt 

Marisol Méndez hat einen Abschluss in Menschenrechte 
und Demokratie an der Fakultät für Lateinamerika
studien (FLACSO) und in Rechtswissenschaften an der 
Universidad Nacional Autónoma de México (UNAM). 
Aktuell arbeitet sie in der Stiftung für Gerechtigkeit.  
https://www.fundacionjusticia.org/

D			        von Carolina Garay Doig 
 
as Massaker von San Fernando vom 22. und 23. 

August 2010 ist in das mexikanische Gedächtnis einge-
gangen. Es hat die Straflosigkeit, Verwundbarkeit und ex-
treme Gewalt entlang der Migrationsroute in Richtung 
USA offengelegt. Die Opfer wurden von hinten erschos-
sen, ihre Körper aufgetürmt und der Witterung überlas-

Carolina Garay Doig ist eine peruanische 
Anthropologin und Redakteurin der ila.
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die Entführung, gefolgt von Erpressung, und schließlich 
das Verschwindenlassen. Vermutlich beschreibt diese 
Abfolge, was den 72 Opfern von San Fernando passiert ist. 
„Oft wird Migrant*innen die Freiheit genommen, um von 
ihren Familien in den USA Lösegelder zu erpressen.“ Sie 
weist auch auf die Komplizenschaft der Behörden hin, die 
darin verwickelt sind: „Menschenhandel könnte ohne die 
Duldung der Behörden entlang der Migrationsrouten nicht 
existieren.“ Verantwortung trügen sowohl das Nationale 
Migrationsinstitut als auch Polizei und Militär. „Diese Art 
der Gewalt gegen Migrant*innen wäre ohne ihr Zutun oder 
ihre Vertuschung nicht möglich.“

Beteiligte Polizei, nachlässige Behörden
Das Massaker von San Fernando ist kein Einzelfall. Im 
Gegenteil sind Entführungen, Erpressungen und versteck-
te Massengräber mit menschlichen Überresten Teil einer 
Landkarte des Todes. Das gewaltsame Verschwindenlassen 
und die klandestinen Gräber sind fester Bestandteil von 
Migrationserfahrungen geworden, was die Verwundbarkeit 
von Migrant*innen während ihrer Durchquerung von 
Mexiko noch verstärkt. Marisol nennt die Fälle, die die 
meiste Aufmerksamkeit auf sich gezogen haben. Im Jahr 
2021 wurden im Bundesstaat Tamaulipas die Leichen von 
19 erschossenen und verbrannten Personen gefunden, 
das sogenannte Massaker von Camargo. Die gefundenen 
Opfer stammten vermutlich aus Mittelamerika und laut 
Marisol waren Polizisten in den Vorfall verwickelt. 2023 star-
ben aufgrund der Fahrlässigkeit von Migrationsbehörden 
40 Migrant*innen bei einem Brand. Sie waren in ei-
nem geschlossenen, unbelüfteten Schlafsaal in einem 
Abschiebegefängnis in Ciudad Juárez eingesperrt. Als 
die Nacht hereinbrach, zündeten einige aus Protest ih-
re Matratzen an und der Rauch breitete sich schnell aus. 
Die Wächter flohen, ohne die Gitter zu öffnen. Sie befrei-
ten nur die Frauen, die in einer anderen Zelle eingesperrt 
waren. Vor einigen Tagen bat der ehemalige Direktor die-
ser Migrationsbehörde auf Anordnung des Richters vor 
der Öffentlichkeit um Entschuldigung. Ebenso wur-
de 2024 das Verschwinden von 40 Migrant*innen aus 
Ecuador, Honduras und Kuba an der Küste von Chiapas 
gemeldet. Marisol erklärt, dass die Umstände über das 
Verschwinden bis heute unbekannt sind und dass die 
Behörden bisher kaum nach diesen Menschen su-
chen. Im März 2025 wurde auf der Ranch Izaguirre in 
Jalisco, einem Knotenpunkt auf den Migrationsrouten, 
ein Vernichtungslager entdeckt. Knochenreste und 
Habseligkeiten vieler Menschen, wie Schuhe und 
Rucksäcke, wurden dort gefunden (siehe ila 
485). Über das sogenannte „Vernichtungslager 
von Jalisco“ werde vermutet, dass die 
Opfer entweder von Netzwerken der 
Arbeitsausbeutung verschleppt und spä-

ter ermordet worden seien, oder dass junge Menschen 
zwangsrekrutiert und bei Verweigerung getötet worden 
seien, so Marisol. Es ist nicht auszuschließen, dass sich un-
ter den Opfern auch Migrant*innen befinden.
Unterstützung für Familienangehörige von Verschwundenen
Angesichts dieser Grausamkeiten suchen die Angehörigen 
der Opfer nach Gerechtigkeit. Aber ihre Möglichkeiten 
sind begrenzt: „Es ist schwierig für Familien, nach Mexiko 
zu kommen, um Anzeige wegen Verschwindenlassens 
vorzubringen oder selbst auf die Suche zu gehen. Für die 
Einreise brauchen sie ein Visum und müssen dazu be-
stimmte Anforderungen erfüllen, was viele nicht können.“ 
Die Stiftung für Gerechtigkeit konnte 2015 jedoch in der 
Generalstaatsanwaltschaft den Mechanismus für internati-
onale Unterstützung bei Suche und Ermittlung als Teil des 
Allgemeinen Gesetzes über verschwundene Personen etab-
lieren. Seither können Familien in ihren Heimatländern über 
die mexikanischen Konsulate eine Suchanfrage stellen. Diese 
sind verpflichtet, die Anzeige an die Staatsanwaltschaft 
weiterzuleiten, und im Falle eines Verschwindens müssen 
sie diese an die Nationale Suchkommission weitergeben. 
Neben politischer Arbeit unterstützt die Stiftung Familien 
von verschwundenen Migrant*innen bei der Einforderung 
des Gesetzes.
Bis heute hat sie mehr als 124 Familien begleitet. Laut des 
Nationalen Registers für Verschwundene und nicht auffind-
bare Personen beläuft sich die Zahl der verschwundenen 
Ausländer*innen auf 6586.1 Diese Zahl ist jedoch deutlich 
zu niedrig, betont Marisol, denn es sei unklar „wie viele Fälle 
gar nicht gemeldet werden, weil die Menschen Angst ha-
ben, dass sie bei einer Meldung abgeschoben werden. Sie 
melden es hier aus Furcht vor Repressalien nicht.“
Diese Fälle spiegeln wider, dass die Gewalt gegen 
Migrant*innen durch die Straflosigkeit gekennzeichnet 
bleibt. Die Verwundbarkeit der Menschen wird durch Angst, 
fehlenden Schutz und institutionelle Komplizenschaft 
vertieft, betont Marisol. 15 Jahre nach dem Massaker von 
San Fernando ist der Weg zur Gerechtigkeit nach wie vor 

lang, während die zahlrei-
chen Geschichten von 

Verschwinden und Tod 
weiter unaufgeklärt 

bleiben. n

1) Neben diesen Zahlen wurden in Mexiko 351 609 verschwundene Mexika
ner*innen und 19 937 Personen ohne Angabe der Nationalität erfasst. Siehe dazu: 
https://versionpublicarnpdno.segob.gob.mx/Dashboard/ContextoGeneral

Das Interview wurde am 10. 
September 2025 online geführt. 
Übersetzung: Valerie Systermans
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Sicherheitsdiskurse und Grenzverschiebungen
Die Migrationspolitik in Costa Rica wird repressiver 

Im Jahr 2025 rückte Costa Rica in Sachen 
Migrationspolitik erheblich näher mit den 
USA zusammen. Präsident Rodrigo Chaves 
demonstrierte seine Nähe zu Trump mit der 
umstrittenen Zustimmung zur irregulären 
Aufnahme von mindestens 200 aus den USA 
abgeschobenen Menschen. Die Migrant*innen 
wurden mit langen Haftzeiten, befristeten 
Aufenthaltsgenehmigungen, Sprachbarrieren und 
der drohenden Abschiebung in ihr Herkunftsland 
konfrontiert. Hier zeigt sich ein System, das 
Grenzschutz über Menschenrechte stellt. 
Angesichts der sozialen Ungerechtigkeit überneh-
men lokale Gemeinschaften und Organisationen 
vor Ort humanitäre Verantwortung. Sie wider-
setzen sich damit der Sicherheitslogik und der 
Entmenschlichung von Migration.

E			         von Adam Álvarez Calderón 
 
nde Februar 2025 schoben die US-Behörden 200 Men

schen aus Drittstaaten nach Costa Rica ab, darunter 81 Min
derjährige aus verschiedenen Ländern Asiens, Afrikas und 
des Nahen Ostens. Zwischen den beiden Regierungen gab 
es hierüber kein schriftliches Abkommen. Präsident Rodrigo 
Chaves rechtfertigte sein Vorgehen damit, dass Costa Rica 
dem „wirtschaftlich mächtigen Bruder im Norden“ auf 
diese Weise helfe. Dies markiert einen entscheidenden 
Wendepunkt in der Migrationspolitik des mittelamerika-
nischen Landes.
Nach ihrer Ankunft wurden die Menschen in ein Auffanglager 
an der Südgrenze gebracht, in die Migrationsstelle des 
Südens EMISUR (Estación Migratoria Sur), auch bekannt 
als Zentrum für die vorübergehende Betreuung von 
Migrant*innen CATEM (Centro de Atención Temporal para 
Migrantes). Sie bekamen eine Ausnahmegenehmigung für 
die Einreise und den Aufenthalt, begrenzt auf 30 Tage und un-
ter Einschränkung ihres Bewegungsradius ausschließlich für 
ihren Aufenthalt im Zentrum. Auf Druck von Organisationen 
der Zivilgesellschaft wurde die Frist verlängert.
Mehrere Berichte dokumentierten in diesem Zusammenhang 
eine Kette von Menschenrechtsverletzungen. Bereits in den 
USA kam es zu Misshandlungen bei Verhaftungen, es gab 
keine Anhörungen zu Fluchtgründen und Familien wurden 
auseinandergerissen. In Costa Rica wiederum erlitten die 
Betroffenen eine faktische Freiheitsberaubung von mehr als 
60 Tagen. Ihre Bewegungsfreiheit wurde eingeschränkt und 
aufgrund von Sprachbarrieren und fehlender Übersetzung 
bekamen sie keine Informationen. Auch hier fand keine indi-
viduelle Überprüfung ihres Schutzbedarfs statt. Besonders 
fragwürdig ist die Anwendung von Verfahren der „freiwilligen 
Rückkehr“, insbesondere bei Schwangeren, Minderjährigen, 
Familien oder Personen, die im Falle einer Abschiebung in ihr 
Herkunftsland unmittelbarer Lebensgefahr ausgesetzt wären.   
Dies alles passierte nicht unwidersprochen. Am 24. Juni 2025 
gab das Verfassungsgericht einem Antrag auf Haftprüfung 
teilweise statt. Es erkannte die Verletzung des Rechts auf 
persönliche Freiheit an und verfügte die Freilassung sowie 
staatliche Betreuung. Einige Betroffene erhielten inzwi-
schen vorübergehend Papiere aus humanitären Gründen. 
Die rechtliche Tragweite dieser Einzelfallentscheidungen der 
Migrationsbehörde DGME (Dirección General de Migración 
y Extranjería) bleibt jedoch ungewiss und die Verfahren 
zur Verlängerung des Aufenthalts sind nicht klar definiert.

1) Versicherheitlichung ist ein zentrales Konzept der „Kopenhagener Schule“. Das Konzept zeigt auf, wie durch einflussrei-
che politische Akteure relevante Themen als „Sicherheitsprobleme“ dargestellt werden. Aufgrund einer angeblich sicher-
heitsgefährdenden Bedrohungssituation wird suggeriert, dass die Probleme nur mit außerordentlichen Maßnahmen unter 
Umgehung demokratischer Regeln gelöst werden können.
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Im EMISUR-CATEM, dem temporären Aufnahme- 
und Betreuungszentrum für Migrant*innen
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CATEM: Vom humanitären Zufluchtsort zum
Sammellager
Bis September 2023 war das Zentrum CATEM ein Ort für 
Einzelfälle in besonderen Notlagen. Untergebracht wurden 
vor allem besonders vulnerable Personen, die nicht direkt 
weiterreisen konnten. Das Zentrum befindet sich in einer 
ehemaligen Fabrik des Unternehmens Faber-Castell. Die 
Infrastruktur ist mangelhaft und das Gebäude kaum be-
wohnbar, es gibt keine Privatsphäre und die Räumlichkeiten 
haben schlechte hygienische Bedingungen.
Seit Oktober 2023 gibt es eine Vereinbarung zwischen 
Costa Rica und Panama über ein System des kontrollier-
ten Transits. Busse bringen die Menschen direkt vom 
Aufnahmezentrum Lajas Blancas in Panama nach EMISUR-
CATEM. Die Bustickets zahlen die Migrant*innen selbst. Ziel 
der Vereinbarung war es, die Ausreise aus Panama zu be-
schleunigen und die Zeit der Durchreise durch Costa Rica 
zu verkürzen, um damit den Aufenthalt in beiden Ländern 
auf ein Minimum zu reduzieren.
Diese Maßnahmen sind Teil eines Ansatzes von 
Versicherheitlichung1 und Auslagerung der Grenzkontrollen. 
Die Verantwortung wird dabei an das nächste angrenzende 
Land entlang der Route weitergegeben. Um die Bedürfnisse 
und Rechte der Migrant*innen kümmern sich in erster Linie 
internationale Organisationen, die Zivilgesellschaft und 
Gemeinden in den Grenzregionen.

Vergangenheit und neue Tendenzen
Costa Rica ist für Migrant*innen zugleich Ziel-, Aufnahme- 
und Transitland. Circa 13 bis 15 Prozent der rund 5,4 
Millionen Einwohner*innen sind nicht im Besitz der costa-
ricanischen Staatsbürgerschaft. In den letzten Jahrzehnten 
nahm das Land Migrant*innen auf, die vor bewaffne-
ten Konflikten flohen, in den 80er- und 90er-Jahren aus 
Zentralamerika, ab 2000 aus Kolumbien. Hinzu kamen wirt-
schaftliche Gründe und Familienzusammenführungen. Seit 
2018 ist der Großteil gewaltsam Vertriebener aus Nicaragua 
nach Costa Rica geflohen. Ende 2024 waren es rund 
241 000 Geflüchtete und Asylsuchende aus verschiedenen 
Ländern, davon waren etwa 83 Prozent Nicaraguaner*innen. 
Gleichzeitig verzeichnet das Land auch Auswanderung, vor 
allem in die USA.
In den letzten Jahren spielte Costa Rica eine Schlüsselrolle 
im Migrationskorridor nach Nordamerika. Zwischen 2010 
und 2019 wurden rund 109 000 Menschen im Transit durch 
das Land erfasst. Zwischen 2020 und 2024 stieg die Zahl 
auf etwa 1,6 Millionen. Im Jahr 2023 wurde der Höchstwert 
verzeichnet: Über 525 000 Menschen ohne regulären Status 
durchquerten das Land.
Viele der aus den USA abgeschobenen Familien befin-
den sich noch immer gegen ihren Willen in Costa Rica. 
Sie werden kriminalisiert und ihnen wird der Zugang zu 
Grundrechten oder ein Mindestmaß an Stabilität verwehrt. 

Sie befinden sich in dieser Lage, weil die costaricanische 
Regierung die Auslagerung von Grenzkontrollen wie von 
Trump gewünscht umsetzt. Diese Maßnahmen sind eng 
mit geopolitischen und wirtschaftlichen Interessen der 
USA verwoben. Es geht um die strategische Bedeutung 
des Panamakanals, die Rivalität mit China wegen dessen 
steigender Präsenz in der Region und die zunehmende 
Militarisierung, die in den vergangenen Wochen zu be-
obachten war.
Als Teil des „Trump-Effekts“ nahm auch die sogenann-
te „umgekehrte Migration“ zu. Menschen, die sich auf 
dem Weg nach Norden befanden, versuchen nun, in ih-
re Herkunftsländer zurückzukehren oder Ziele anzu-
steuern, die weniger feindlich erscheinen (siehe Artikel 
auf S. 9). Vor allem an der Grenze zu Panama zeigt sich, 
wie verletzlich diese Menschen sind, welche physischen 
und psychischen Belastungen die erzwungene Rückkehr 
mit sich bringt und wie orientierungslos viele hinsicht-
lich der Möglichkeiten einer Heimkehr sind. Die meisten 
Betroffenen sind Venezolaner*innen.
Die staatlichen Kapazitäten sind überlastet. Hinzu kommen 
massive Kürzungen der Mittel für internationale und nati-
onale humanitäre Organisationen. Als unmittelbare Folge 
fehlen zunehmend Akteur*innen, die früher grundlegende 
Unterstützung vor Ort leisteten, Hilfsstrategien koordinier-
ten, lokale Projekte finanzierten und als Vermittler*innen 
gegenüber den Behörden auftraten.
Im August 2025 wurde ein Plan des US-Außenministeriums 
bekannt, Abschiebungen aus Costa Rica mit bis zu 7,85 
Millionen Dollar zu finanzieren. Damit würde Costa Ricas 
Rolle als Teil der US-Strategie zur Externalisierung und 
Versicherheitlichung von Grenzen weiter verfestigt.

Hoffnung von unten
An beiden Landesgrenzen haben lokale und zivilgesell-
schaftliche Initiativen eine Führungsrolle dabei gespielt, 
Menschen in besonders verletzlichen Situationen zu un-
terstützen. Hilfsorganisationen wie Mano Amiga, Casa 
Esperanza, Iglesia del Nazareno, Red Humanitaria Local, 
Comunidad Intercongregacional, Red Uniendo Fronteras 
oder der Jesuiten-Flüchtlingsdienst Costa Rica arbeiten 
eng zusammen. Sie sichern humanitäre und psychoso-
ziale Unterstützung, stärken Kapazitäten und richten ih-
ren Fokus auf Menschenrechte und Schutz.
Diese Arbeit aus dem kritischen zivilgesellschaftlichen Raum 
stellt sich gegen die nekropolitischen Logiken (siehe ila 479), 
die der Politik der Versicherheitlichung und Externalisierung 
zugrunde liegen. Dazu gehört die Vorstellung, dass es „ent-
behrliche Leben“ gibt, insbesondere die von armen, rassi-
fizierten und verletzlichen Migrant*innen und außerdem 
die Idee, dass die Mobilität der Menschen mit Kontrolle, 
Ordnung und Entmenschlichung verwaltet werden kann. 
Aber Mobilität von Menschen ist keine Ware. n

Adam Álvarez Calderón ist Sozialanthropologe an der Universität 
von Costa Rica und Landesdirektor des Jesuiten-Flüchtlingsdienstes 
Costa Rica, der Teil des Netzwerks Jesuit Refugee Service ist.
Übersetzung: Alix Arnold

http://www.ila-web.de/de/editions/3
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Die USA von Südamerika
In Chile hat eine xenophobe Migrationsdebatte Einzug gehalten

Chile ist aufgrund seiner stabilen Währung und 
Politik ein beliebtes Land für Einwanderung. Aber 
selbst Teile der Linken haben es in Chile nicht ge-
schafft, den weltweit erstarkenden xenophoben 
Diskursen zu widerstehen.

Das Haus wird aufgeräumt 
Es war eine kleine Erfolgsmeldung besonderer Art: Am 31. 
August 2025 kündigte die Regierung unter Gabriel Boric an, 
bereits über 5000 Personen innerhalb ihrer Regierungszeit 
abgeschoben zu haben. Dabei handelte es sich um Personen, 
die keinen chilenischen Pass hatten und innerhalb des 
Landes straffällig geworden waren. Die Losung: Wir räu-
men das Haus auf. Ein rechter Spruch, der auch in Chile an 
Popularität gewonnen hat.
In dem südamerikanischen Land mit dem höchsten BIP per 
Capita leben laut Schätzungen des nationalen Dienstes 
für Migration aktuell knapp 2 Millionen Personen aus an-
deren Ländern. Diese Zahl ist in den letzten 15 Jahren 
stark gestiegen. Von 2010 bis 2025 stieg der Anteil von 
Migrant*innen an der Gesamtbevölkerung von zwei auf 
heute etwa 20 Prozent.
Chile galt lange Zeit als die „USA von Südamerika“. Die 
Währung ist stark und stabil, viele Jahre lang war die 
Migrationsgesetzgebung relativ liberal. Bis 2022 war es 
möglich, mit einem Tourismusvisum einzureisen und mit 
einem Arbeitsangebot eine Aufenthaltserlaubnis zu be-
kommen. Nach fünf Jahren war es dann möglich, die 
Staatsbürgerschaft zu erhalten und dank vereinfachten 
Visumsregeln als Tourist*in in die USA zu reisen – der gro-
ße Norden stand also als offene Perspektive bereit.
Insbesondere seitdem der Weg in die USA immer schwie-
riger geworden ist, erzählen viele Menschen, dass Chile ei-

Malte Seiwerth ist Journalist, hat in den letzten 
Jahren in Chile gelebt und berichtet über die 
Themen Migration, Umwelt, Soziales.

Foto: Blick auf die peruanische Station an der 
Grenze zwischen Chile und Peru. Menschen  
setzen ihre Route zu Fuß fort.

E				       von Malte Seiwerth 
 
s war wie ein Vorschlag aus einem schlechten 

Sciencefiction-Film. Während der ersten im Fernsehen 
übertragenen Debatte zur Präsidentschaftswahl am 16. 
November 2025 schlug der rechtspopulistische Kandidat 
Franco Parisi vor, Landminen an der nördlichen Grenze von 
Chile zu legen, um irreguläre Grenzübertritte zu verhindern. 
Nur so ließe sich die „Überquerung gigantischen Ausmaßes“ 
von Migrant*innen und Drogenschmuggler*innen verhin-
dern, so der Kandidat, der selbst die meiste Zeit im Jahr in 
den USA verbringt.
Obwohl der menschenverachtende Vorschlag von allen 
anderen Kandidat*innen abgelehnt wurde, spiegelt er die 
Diskursverschiebung im letzten Jahrzehnt wider. Chile ist 
innerhalb eines Vierteljahrhunderts von einem Land der 
Auswanderung zu einem der Einwanderung geworden. Trotz 
vieler positiver Effekte für die Wirtschaft und Gesellschaft, 
reagiert ein großer Teil der Bevölkerung negativ auf die 
Migration: Hass, Ausgrenzung und Hetze sind längst zum 
Alltag geworden, auch von linker Seite.

Fo
to

:  
M

al
te

 S
ei

w
er

th



23
Dossier

Nov. 2023

ne Alternative oder zum Zwischenschritt auf dem Weg in 
den Norden geworden ist.

Mehr Hürden und prekäre Verhältnisse
Bereits im Jahr 2022 unter dem mittlerweile verstorbe-
nen Unternehmer und rechten Politiker Sebastián Piñera 
verschärfte Chile seine Migrationspolitik. Neben der 
Abschaffung der Möglichkeit, mit einem Tourismusvisum in 
das Land einzureisen, wurden dem Staat mehr Instrumente 
gegeben, um Menschen abzuschieben. Gleichzeitig zo-
gen sich die Bearbeitungszeiten in die Länge: Sichtbarste 
Entwicklung war die Schließung von Servicebüros in 
Santiago.1

Für viele Menschen bedeutete diese neue Politik ein 
Abdriften in die Irregularität. Für Ende 2023 schätzte das 
Nationale Institut für Statistik, dass etwa 17 Prozent aller 
Personen mit ausländischem Pass irregulär in Chile leb-
ten. Folglich mehrten sich Berichte über Sklaverei ähn-
licher Ausbeutung und prekäre Lebensverhältnisse. Im 
Zentrum der Hauptstadt Santiago lebten zeitweise dut-
zende Familien in Zelten auf dem Grünstreifen der zentra-
len Alameda-Allee. Am Rand der Stadt entstehen besetzte 
Siedlungen (siehe auch ila 484), in denen ein Großteil der 
Menschen ohne gültiges Visum lebt, denn das ist meist 
zwingend nötig für ein Mietverhältnis.
Gleichzeitig werden Migrant*innen für die sogenannte 
„Sicherheitskrise“ mitverantwortlich gemacht. Im Zuge 
leicht gestiegener Kriminalitätszahlen und einer ausu-
fernden Berichterstattung darüber haben in Chile rechte 
Politiker*innen und Medien die Sicherheitskrise ausgeru-
fen. Sie wird belegt mit Umfragen, die nachweisen, dass 
noch nie so viele Menschen Angst davor hatten, Opfer eines 
Diebstahls zu werden. Grundtenor dieser Berichterstattung 
ist, dass Migrant*innen, hauptsächlich aus Venezuela, ei-
ne gewalttätigere Form der Kriminalität „ins Land gebracht 
hätten“. Insbesondere der Einzug von international agieren-
den Drogenbanden sei durch die Migration gefördert wor-
den, so ein Beitrag der liberalen Zeitschrift „The Clinic“ aus 
dem Jahr 2024. Der Beitrag erwähnt allerdings auch, dass 
Migrant*innen selbst aufgrund ihrer irregulären Situation 
besonders von Kriminalität betroffen sind. Gleichzeitig 
machen Migrant*innen nach wie vor einen unterdurch-
schnittlich großen Anteil an verurteilten Straftäter*innen 
im Land aus.

Steigende Xenophobie – auch in linken Kreisen
Diese Tatsache hilft nicht dagegen, dass xenophobe 
Hassrede und Gewalt Einzug in die Gesellschaft erhalten 
haben. Politiker*innen wälzen Kriminalitätsprobleme auf 
Migrant*innen ab, während Anwohner*innen in Städten 
im Norden Chiles teils mit Gewalt die Zeltstädte preka-
risierter Migrant*innen niedergerissen haben.2 Trotz die-
ser Vorfälle berichten Personen aus Venezuela, dass sie in 

Chile deutlich weniger Diskriminierung erfahren als bei-
spielsweise in Kolumbien. 
Aber auch in linken Kreisen hat sich eine antivenezolani-
sche Xenophobie breitgemacht. Es war der rechte Präsident 
Sebastián Piñera, der im Jahr 2019 Personen aus Venezuela 
mit einem speziellen humanitären Visum dazu einlud, nach 
Chile zu kommen. Kurz bevor er an einem Konzert zur 
Unterstützung des selbsternannten Präsidenten Venezuelas, 
Juan Guaidó, teilnahm, erklärte Piñera gegenüber der 
Deutschen Welle: „Wir werden weiterhin Venezolaner bei 
uns empfangen.“
Aufgrund ihrer Fluchtgeschichte beziehen Menschen 
aus Venezuela häufig rechte Positionen. Linke Personen 
haben dies zum Anlass genommen, die venezolanische 
Exilgemeinschaft für Wahlschlappen innerhalb Chiles ver-
antwortlich zu machen. In Chile haben Migrant*innen mit 
fünf Jahren Aufenthalt im Land das Recht aktiv an Wahlen 
teilzunehmen.
Kurz bevor im Jahr 2024 die kommunistische Bürger
meisterin von Santiago die Lokalwahlen verlor, wie es 
Prognosen auch schon vorhergesagt hatten, tauch-
ten in der ganzen Stadt Plakate auf, die dazu aufrie-
fen, nicht den „Chamo Desbordes“ zu wählen. Der rech-
te Bürgermeisterkandidat Mario Desbordes wurde mit 
dem venezolanischen Begriff für „Freund“ als besonders 
nah zur venezolanischen Community bezeichnet. Derzeit 
berät das Parlament, ob das Recht auf Teilnahme an den 
Wahlen für Migrant*innen eingeschränkt werden soll. Linke 
Politiker*innen und die Regierung unterstützen die Initiative.

Antimigrationsdiskurs mehrheitsfähig
Auch wenn es weiterhin Unterschiede zwischen rechter 
und linker Politik im Hinblick auf Migration gibt: Längst 
ist in Chile das passiert, wovor auch in Deutschland ge-
warnt wird – der rechte Diskurs zu Migration ist hegemo-
nial geworden. Wer in Chile Wähler*innen gewinnen will, 
der hetzt gegen Migrant*innen oder schweigt vorzugs-
weise zum Thema.
Das macht auch nicht vor der aktuellen Präsidentschaftswahl 
halt. Unter den Kandidat*innen mit guten Chancen gewählt 
zu werden befindet sich die ehemalige Arbeitsministerin 
und Kommunistin Jeanette Jara. Sie vertritt die aktu-
elle Regierungskoalition unter Präsident Gabriel Boric. 
Auch sie sagte bereits gegenüber den Medien, sie wol-
le die Grenzen des Landes „dicht machen“ und stärkere 
Kontrollen einführen.
Doch im Gegensatz zu rechten Kandidaturen versucht 
sie den Fokus auf die Bekämpfung krimineller Strukturen 
zu legen. Sie wolle das Bankgeheimnis aufheben, um das 
System hinter Menschen- und Drogenhandel zu bekämp-
fen, sagte sie unlängst gegenüber der Presse. Ein kleiner 
Versuch, nicht weiter auf den marginalisierten Gruppen 
herumzutrampeln. n

1) Stellen der staatlichen Migrantionsbehörde, wo Anträge be-
sprochen werden konnten. Heute geht alles Online, es kann 
mehrere Jahre dauern, bis ein Antrag erledigt ist.

2) Die großen Attacken auf Zeltstädte waren im Jahr 
2021. Seitdem hat es sich etwas beruhigt, vor allem,  
weil die Polizei eingegriffen hat.

http://www.ila-web.de/de/ausgaben/484/am-rand
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Wenn eine Haitianerin in der Dominikanischen 
Republik ein Kind zur Welt bringt, geht sie 
ein hohes Risiko ein. Mitarbeiter*innen der 
Einwanderungsbehörde dringen in Kreißsäle ein, 
erpressen und bedrohen die Frauen oder nehmen 
sie fest, um sie zu deportieren. Die Geschichte der 
jungen Michelle zeigt, wie Mutterschaft kriminali-
siert wird. Und sie offenbart die Unmenschlichkeit 
einer Politik, die das Leben selbst bestraft.

zu gebären macht dich automatisch zur Zielscheibe des 
repressiven Staatsapparats: von der Regierung überwacht, 
kontrolliert und bestraft.
Michelle ist Tochter von Zuckerrohrarbeiter*innen und wur-
de in einem Batey geboren, einer Gemeinschaft haitiani-
scher Familien, die rund um die Zuckerrohrfabriken leben. 
Obwohl Michelle in der Dominikanischen Republik geboren 
wurde, hat sie nicht die dominikanische Staatsbürgerschaft, 
da das Verfassungsgericht 2013 mit seinem Urteil 168-13 
rückwirkend und willkürlich 200 000 Personen haitianischer 
Herkunft die Staatsbürgerschaft entzog. Das hat auch eine 
geschlechtsspezifische Dimension. Für Frauen ohne Papiere 
wird jede Schwangerschaft zu einer Bedrohung, jede Geburt 
bietet Anlass für eine Razzia, jedes Kind wird zu einem wei-
teren Grund, ausgewiesen zu werden. Ohne Papiere ist ei-
ne Geburt praktisch ein Verstoß, der bestraft werden muss.

Anstieg riskanter Hausgeburten
Die Behörden leugnen die rechtliche Existenz dieser 
Frauen, kriminalisieren ihre Mutterschaft und machen sie 
zur Zielscheibe eines Systems, das darüber bestimmt, wer 
es verdient, Kinder zu bekommen und im Land zu bleiben. 
Mitarbeiter*innen der Einwanderungsbehörde stürmen die 
Kreißsäle und verlangen Dokumente, die diese Frauen nie 
besaßen, weil der Staat sie ihnen von Geburt an vorenthal-
ten hat oder weil die Legalisierungsverfahren unzugäng-
lich, zu teuer und bewusst ausschließend sind.
„Schwangere Frauen gehen nicht mehr ins Krankenhaus, 
weil sie Angst haben. Sie gebären lieber zu Hause, auch 
wenn das bedeutet, ihr Leben aufs Spiel zu setzen“, be-
richtet eine Führungsperson aus den Bateys. Frauen mei-

A			             von Micely Díaz Espaillat 
 
ls die 19-jährige Michelle in den Operationssaal 

gebracht wurde, um einen Notkaiserschnitt zu bekom-
men, ahnte sie noch nicht, welcher Leidensweg ihr be-
vorstehen würde. Kurz nachdem ihr Sohn seinen ersten 
Schrei von sich gegeben hatte, während sie sich noch von 
der Narkose erholte, wurde sie von Mitarbeiter*innen der 
Einwanderungsbehörde überrascht. Sie verlangten von 
ihr 200 US-Dollar, damit sie nicht nach Haiti abgeschoben 
werde. Noch ganz benommen vor Schmerz und mit ihrem 
Sohn im Arm konnte sie die Situation gar nicht richtig er-
fassen. Was ist das für ein Land, in dem eine frisch ope-
rierte Mutter direkt nach der Geburt erpresst und ihr mit 
Abschiebung gedroht wird?  
Dies ist kein Einzelfall, sondern ein krasses Beispiel dafür, 
wie die Dominikanische Republik die Körper von Frauen 
mit haitianischer Herkunft zum Spielball politischer 
Auseinandersetzungen gemacht hat. Michelles Fall zeigt 
eine Realität, die mehrere Generationen betrifft. Als Frau 
haitianischer Herkunft in der Dominikanischen Republik 
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den Krankenhäuser und bevorzugen Hausgeburten, was 
die Mütter- und Kindersterblichkeit in die Höhe treibt. 
Außerdem haben die Neugeborenen keinen Zugang zu 
wichtigen Impfungen, womit sich eingedämmte Krankheiten 
wieder ausbreiten könnten. Die Folgen dieser diskriminie-
renden Politik werden zu einem Problem der öffentlichen 
Gesundheit.
Bei Festnahmen direkt aus den Geburtsstationen heraus 
käme es wieder zu schwerwiegenden Vorfällen durch die 
Einwanderungsbehörde, so die Führungsperson weiter. 
Babys seien gestorben und Frauen mit Bluthochdruck hät-
ten Schockzustände. Andere werden unmittelbar nach der 
Entbindung festgenommen, ohne Protokoll, ohne medizi-
nische Versorgung.
Die Kriminalisierung der haitianischen Mutterschaft findet 
ihren perversesten Ausdruck in der Politik der Regierung von 
Luis Abinader, der im April 2025 die medizinische Verfolgung 
institutionalisierte. Um Zugang zu einer Klinik zu bekom-
men, müssen Haitianer*innen einen Identitätsnachweis, ei-
ne Arbeitsbescheinigung und einen Wohnsitznachweis vor-
legen. Außerdem setzte er in jedem Krankenhaus eine*n 
Mitarbeiter*in der Einwanderungsbehörde ein, der dafür 
sorgt, dass diese Maßnahmen eingehalten werden. So wer-
den Entbindungsstationen zu Orten der Willkür.
Krankenhäuser sind für die Haitianerinnen keine Orte der 
Pflege, sondern werden zu überwachten Gebieten als Teil 
staatlicher Politik, die Frauen ohne Papiere medizinischer 
Vernachlässigung und geburtshilflicher Gewalt aussetzt. Sie 
fungieren als Zonen für Migrationskontrolle. 

Abschiebungen im Moment größter 
Verletzlichkeit
Es ist kein Zufall, dass die Behörden genau in diesem Moment 
eingreifen. Sie wissen, dass eine Frau in den Wehen, wenn 
sie blutet und ein Neugeborenes im Arm hält, weder flüch-
ten noch Widerstand leisten kann. 
Der Fall von Michelle zeigt, wie perfide das System ist. 
Ihr Kind kam zur Welt und hat noch nicht einmal ein 
Dokument vom Krankenhaus, das seine Geburt in der 
Dominikanischen Republik bescheinigt. Noch vor ihrer of-
fiziellen Entlassung aus dem Krankenhaus schaffte sie es zu 
fliehen, ohne Impfungen, ohne Nachweise. Das Tempo bei 
den Abschiebungen führt dazu, dass die Familien die not-
wendigen rechtlichen Formalitäten nicht erledigen können. 
Wenn die Eltern nicht als Dominikaner*innen registriert 
sind, wird automatisch die haitianische Staatsbürgerschaft 
des Neugeborenen angenommen. So ist es vom ersten Tag 
seines Lebens an permanent von Abschiebung bedroht. 
Allein in den ersten vier Monaten des Jahres 2025 scho-
ben die dominikanischen Einwanderungsbehörden über 
119 000 Haitianer*innen ab, 71 Prozent mehr als im glei-
chen Zeitraum des Vorjahres. Die Zahlen können jedoch 
das Ausmaß des Traumas nicht erfassen. Wie misst man die 

Angst einer Migrantin, die weiß, dass mit jeder Wehe nicht 
nur die Geburt ihres Kindes näherrückt, sondern möglicher-
weise auch ihre Abschiebung? Wie bemisst man den psycho-
logischen Schaden von Kindern, die von ihren Müttern just 
in dem Moment getrennt werden, wenn ihre Geschwister 
auf die Welt kommen?

Mutterschaft als Bedrohung der dominikanischen 
Sicherheit 
Die Zahlen belegen das Ausmaß der institutionalisier-
ten Gewalt, die sich vor allem gegen Frauen richtet. Allein 
zwischen dem 21. April und dem 30. Mai 2025 melde-
te die Generaldirektion für Migration die Festnahme von 
2188 Personen mit irregulärem Aufenthaltsstatus in öf-
fentlichen Krankenhäusern. Davon waren 186 schwan-
gere Frauen, 559 in den Wehen und 648 Minderjährige. 
Diese Maßnahmen wurden im Rahmen von 642 Einsätzen 
in Gesundheitszentren durchgeführt, allein 218 davon in 
Santo Domingo. Die Generaldirektion für Migration ist in 33 
Krankenhäusern permanent vor Ort und führt auf Anfrage 
des medizinischen oder des Sicherheitspersonals zusätz-
liche Maßnahmen durch. Das sind keine migrationspoliti-
schen Sicherheitsmaßnahmen, sondern die systematische 
Verfolgung schwangerer Körper. 
Die Geschichte von Michelle zeigt, wie dominikani-
sche Behörden biopolitische Kontrolle über die intims-
ten Entscheidungen von Frauen haitianischer Herkunft 
ausüben, wann und wo sie gebären dürfen und ob ih-
re Kinder ein Recht auf Leben haben. Ihr Leben wird von 
einem Staatsapparat überwacht und verwaltet, der ih-
re Mutterschaft zu einer Angelegenheit der nationalen 
Sicherheit macht. 
Die Kontrolle über das Leben der Haitianerinnen hat ver-
schiedene Dimensionen. In Bezug auf die Reproduktion 
wird jede Geburt wie ein demografischer Angriff gewertet. 
In puncto Arbeit werden sie als billige Arbeitskräfte geduldet, 
werden aber kriminalisiert, wenn sie schwanger werden. Im 
Hinblick auf die Gesundheit wird ihnen der Zugang zu we-
sentlichen Gesundheitsleistungen gerade im Moment der 
größten Verletzbarkeit vorenthalten. Die Regierung recht-
fertigt diese Maßnahmen mit einer „Migrationskrise“. Dieser 
Diskurs verschleiert die geschlechtsspezifische Gewalt einer 
Politik, die in der Praxis eine Kriegserklärung an das Leben 
der haitianischen Frauen ist.
So lange der dominikanische Staat bestimmt, wer in Würde 
gebären darf, bleibt die dominikanische Demokratie gespal-
ten. Michelle und Tausende andere Frauen kämpfen nicht 
nur um Papiere oder rechtliche Anerkennung, sondern um 
das Grundrecht, über ihr eigenes Leben zu bestimmen, dass 
ihre Mutterschaft respektiert und nicht kriminalisiert wird, 
dass ihre Kinder in Freiheit zur Welt kommen. Letztlich ist 
es ein Kampf um die volle Menschlichkeit in einem Land, 
das genau dies hartnäckig verweigert. n

Micely Díaz Espaillat ist Junior Researcher am Center 
for Development Research (ZEF) der Universität Bonn.
Übersetzung: Britt Weyde
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Im Stich gelassen
Zentralamerika: Eine Auswanderungsregion kehrt 

Migrant*innen den Rücken zu

Zu Beginn seiner neuen Amtszeit startete 
Donald Trump sogleich eine Offensive gegen 
Immigrant*innen in den USA. Von einigen 
Regierungen zentralamerikanischer Länder 
bekommt er dafür Unterstützung. Von anderen 
erzwingt er sie sich.

Medial besonders sichtbar war im März 2025 ein 
Deportationsflug nach El Salvador. Unter den 261 
Deportierten befanden sich 238 Venezolaner*innen. Die 
meisten von ihnen, wie auch die übrigen Verschleppten 
aus anderen Ländern, hatten sich strafrechtlich nie etwas 
zuschulden kommen lassen. Trotzdem wurden sie in dem 
berüchtigten salvadorianischen Megagefängnis CECOT 
(Centro de Confinamiento del Terrorismo) interniert. Sie 
saßen 125 Tage in Haft. Nach ihrer Freilassung berichteten 
sie von systematischer Folter im Gefängnis.
Als Gegenleistung erhielt El Salvador 20 000 US-Dollar 
für jeden internierten Migranten. Außerdem wurde 
die Abschiebung wichtiger Mitglieder der MS-13-Gang 
nach El Salvador vereinbart. So kann Bukele verhindern, 
dass sie vor US-Gerichten aussagen und Verbindungen 
zwischen ihm und der kriminellen Bande aufdecken 
könnten. Im Flug vom März 2025 befand sich auch der 
Salvadorianer Ábrego. Anstatt sich für ihn einzuset-
zen, bezeichnete Bukele Ábrego während eines Besuchs 
im Weißen Haus im April 2025 selbst als „Terroristen” 
und sprach wiederholt spöttisch über seine Situation.  
Fast ein Drittel der Bevölkerung lebt außerhalb El Salvadors, 
die meisten davon in den USA. Seine Wiederwahl 2024 
verdankt Bukele auch den Salvadorianer*innen, die nicht 
mehr in ihrer Heimat leben. 97 Prozent ihrer Stimmen gin-
gen an den Kandidaten und seine Partei. Ein Jahr nach 
seinem Wahlsieg fällt Bukele diesen Unterstützer*innen 
in den Rücken.

Guatemala: Mit dem Rücken zur Wand
Schon während seiner ersten Amtszeit war Präsident 
Trump bereit, die Kooperationen mit der zentralameri-
kanischen Region zu zerstören. Im Jahr 2019 nutzte er 
Entwicklungsgelder als Druckmittel, um diese Länder für 
die Migrant*innenkarawanen zu bestrafen. Trump 2.0 und 
sein Kabinett sind nun noch radikaler und zögern nicht, 
das Paradigma der amerikanischen Soft Power vollständig 

K				         von Lya Cuéllar 
 
ilmar Ábrego erschien am 22. August 2025 vor ei-

nem Einwanderungsgericht in Baltimore, Maryland, und 
kam dort nicht mehr heraus. Er wurde willkürlich ver-
haftet und in ein Abschiebegefängnis gebracht. Das 
war nicht seine erste Verhaftung. Seit März 2025 befin-
det er sich in einem Hin und Her aus Abschiebungen 
und Rückführungen. Der Salvadorianer wurde von der 
US-Einwanderungs- und Zollbehörde ICE (Immigration 
and Customs Enforcement) entführt, in sein Heimatland 
zurückgeschickt, ohne rechtliche Grundlage in einem 
Hochsicherheitsgefängnis festgehalten, dort als Terrorist 
angeklagt und erneut in die USA zurückgeschickt, um 
wieder in ein Lager zu kommen. Derzeit drohen die US-
Ministerien für Justiz und für Innere Sicherheit, ihn nach 
Eswatini (früher Swasiland) oder Uganda zu schicken. 
Obsessiv polemisierte Donald Trump gegen Ábrego. Der 
US-Präsident diffamierte den Salvadorianer öffentlich und 
setzte sich dafür über gerichtliche Anordnungen und insti-
tutionelle Vorschriften hinweg. Diese Demütigungen stehen 
symbolisch für die Offensive seiner Regierung, die sich nicht 
mehr nur gegen illegalisierte Migrant*innen richtet, son-
dern gegen Migration im Allgemeinen. Schutzprogramme 
wie die humanitäre Aufenthaltsgenehmigung für 
Nicaraguaner*innen und der vorübergehende Schutzstatus 
TPS (Temporary Protection Status) für Honduraner*innen 
wurden eingestellt und gefährden hunderttausende 
Menschen aus Mittelamerika, die sich legal im Land auf-
halten. Politische Entscheidungen haben das gesamte 
Asylsystem lahmgelegt.

Bukele: Komplize der Anti-Einwanderungspolitik
Trumps Ziel ist die totale Abschottung. Um das zu errei-
chen, ist er auf die Zusammenarbeit mit zentralamerika-
nischen Regierungen angewiesen. In der Region findet er 
dafür willfährige Helfer*innen.
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aufzukündigen. Mit der überraschenden Entscheidung, die 
Mittel der US-Entwicklungsagentur USAID (United States 
Agency for International Development) auszusetzen und 
auf ein Minimum zu reduzieren, machte er deutlich, dass 
sich die Spielregeln grundlegend geändert haben.
Länder wie Guatemala und Honduras sind weiterhin abhän-
gig vom Großen Bruder im Norden. Und Trump weiß das aus-
zunutzen. Von den USA unter Druck gesetzt, erklärte sich 
die Regierung des guatemaltekischen Präsidenten Bernardo 
Arévalo Anfang dieses Jahres dazu bereit, Abschiebeflüge 
aus den USA anzunehmen. Laut Außenminister Marco 
Rubio sollen die Abschiebungen von Guatemaltek*innen 
um 40 Prozent steigen. Tatsächlich hat sich die Zahl der 
Abgeschobenen ein halbes Jahr später im Vergleich zum 
Vorjahr etwa halbiert. Die Bereitschaft der guatemaltekischen 
Regierung zur Zusammenarbeit mit der Trump-Regierung 
ist aber deutlich: Sie unterzeichnete auch ein sogenanntes 
Drittstaatenabkommen, um Menschen aus anderen Ländern 
aufzunehmen, die sonst in den USA Asyl suchen würden.

Honduras: Der Widerstand läuft ins Leere
Im Januar 2025 drohte die honduranische Präsidentin 
Xiomara Castro, dass sie die US-Militärstützpunkte in ihrem 
Land schließen werde, sollte Trump seine Ankündigung, mas-
siv abzuschieben, wahr werden lassen. Wenige Wochen spä-
ter reiste Außenminister Marco Rubio durch Mittelamerika, 
Honduras besuchte er nicht. Im offiziellen Statement zur 
Reise schien eine Botschaft an Castro versteckt zu sein: 
Länder, die kooperieren, werden „mit Begeisterung be-
lohnt”; diejenigen, die die Interessen der USA gefährden, 
werden „Amerikas erheblichem Druck” ausgesetzt sein. 
Ein halbes Jahr nach Castros Drohung stiegen die 
Abschiebungen von Honduraner*innen um neun 
Prozent. In den ersten fünf Monaten des Jahres wurden 
fast 10 000 Honduraner*innen aus den USA ausgewie-
sen. Wie Guatemala unterzeichnete auch Honduras ein 
Abkommen zur Anerkennung als sicherer Drittstaat. Der 
Militärstützpunkt, den Castro schließen wollte, ist weiter-
hin in Betrieb. Castros vergebliche Versuche zeigen den be-
grenzten Handlungsspielraum der zentralamerikanischen 
Staatschef*innen, wenn sie sich der Übermacht der USA wi-
dersetzen wollen. 

Eine Brücke für Abschiebungen
Vereinbarungen zur Abschiebung von Drittstaatler*innen 
werden in der Region bereits umgesetzt. In der ersten 
Hälfte des Jahres 2025 schob die USA 200 Bürger*innen 
aus Drittstaaten nach Costa Rica und fast 300 nach Panama 
ab. Laut der Menschenrechtsorganisation Human Rights 
Watch kommen sie aus Afghanistan, Angola, Armenien, 
Kamerun, China, Eritrea, Georgien, Indien, Iran, Kasachstan, 
Nepal, Pakistan, Russland, Somalia und der Türkei (siehe da-
zu Beitrag auf S. 27).

Sie alle hatten politisches Asyl in den USA gesucht. Viele 
befanden sich bereits mitten im Verfahren, einige stan-
den kurz vor ihrer Anhörung. Ihre Verfahren wurden ab-
rupt eingestellt, als Trump sein Amt antrat. Sie wur-
den festgenommen, in überfüllten Lagern festgehal-
ten und Misshandlungen ausgesetzt. Nach wochenlan-
ger willkürlicher Inhaftierung wurden sie in mittelameri-
kanische Länder abgeschoben, wo sie ebenfalls wochen-
lang ohne rechtliche Grundlage festgehalten wurden.  
Die Behörden in Panama und Costa Rica erteilten den 
rechtswidrig abgeschobenen Geflüchteten schließlich be-
fristete humanitäre Aufenthaltsgenehmigungen. Innerhalb 
kurzer Zeit mussten sie entscheiden, ob sie in ihr Land zu-
rückkehren oder anderswo Schutz suchen wollten. Da es 
ihnen unmöglich war, in den USA Asyl zu beantragen, be-
schlossen etwa 300 von ihnen, in die Länder zurückzukeh-
ren, aus denen sie geflohen waren. In der Gruppe aus Costa 
Rica beschlossen 50 Personen, dort Asyl zu beantragen, 
aber das costaricanische Asylsystem ist überlastet. Anfang 
2025 gab es dort mehr als 200 000 offene Anträge. Für ein 
Land mit 5,2 Millionen Einwohner*innen ist das eine enor-
me Herausforderung.

Die Zukunft einer Region, die ihre Migrant*innen
im Stich lässt
Zentralamerika ist nicht darauf vorbereitet, diese Menschen 
aufzunehmen. Weder gibt es die notwendige Infrastruktur 
noch Schutzsysteme, um ihnen einen sicheren und würdigen 
Aufenthalt zu garantieren. Die turbulenten Wochen nach den 
Abschiebungen nach Costa Rica und Panama zeigen, dass 
es keinen mittel- oder langfristigen Plan gibt, der darüber 
hinausgeht, Donald Trumps Launen freie Bahn zu lassen.  
Die Folgen der Anti-Migrationspolitik spüren die Zentral
amerikaner*innen in den USA direkt, in Zukunft werden 
sie sich auch auf die Bevölkerung der zentralamerikani-
schen Länder auswirken. Die Angst vor Festnahmen und 
Abschiebungen laässt momentan die Rücküberweisungen 
(remesas) zwar ansteigen, was Analyst*innen damit erklären, 
dass Migrant*innen unter anderem ihr Erspartes in Sicherheit 
bringen wollen. Bleibt in Zukunft jedoch die finanzielle 
Unterstützung aus, hätte das unmittelbare Auswirkungen auf 
die Lebensgrundlagen der Familien und die Wirtschaft der 
Länder insgesamt. In Honduras machen Rücküberweisungen 
etwa 25 Prozent des Bruttoinlandsprodukts aus, in El 
Salvador ist es ähnlich.
Die Mittelamerikaner*innen haben viele Gründe, warum 
sie ihre Herkunftsländer verlassen. Sie fliehen vor Armut, 
Gewalt und zunehmend infolge des Klimawandels. Sind 
sie nach Monaten, Jahren oder Jahrzehnten in den USA zur 
Rückkehr gezwungen, finden sie in ihren Ländern die glei-
chen Probleme vor, die sie einst zur Migration gezwungen 
hatten. Ihre Regierungen haben sich dennoch dazu bereit 
erklärt, ihre Abschiebungen zu ermöglichen. n

Lya Cuéllar koordiniert den Runden Tisch Zentralamerika, ein Netzwerk aus 40 Organisationen, 
die in Zentralamerika zu Menschenrechtsthemen arbeiten. Sie schreibt für Medien in 
Deutschland und Zentralamerika über Menschenrechte und Demokratie.
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Gesellschaft mit beschränkter Offenheit
Zwischen Anspruch und Wirklichkeit: Uruguays selektives Migrationsregime

Über Parteigrenzen hinweg scheint man sich in 
Uruguay einig zu sein, dass das Land Einwan
der*innen brauche, und sei es nur aus demogra-
fischen und wirtschaftlichen Gründen. Gerade im 
aktuellen internationalen Kontext ist das bemer-
kenswert. Die Umsetzung scheitert in der Praxis 
jedoch oftmals an tradierten Denkmustern.

lenischen die im Durchschnitt älteste 
der Region. Parteiübergreifend gibt 
es Bestrebungen, der demografischen 
Entwicklung durch Zuwanderung ge-
zielt entgegenzuwirken. Allerdings sind 
sie oftmals eher von Wunschdenken 
geprägt als sich an tatsächlichen 
Migrationsmustern zu orientieren.
So wollte beispielsweise 2020 der frisch 
gewählte konservative Präsident, Luis 
Lacalle Pou, dafür sorgen, dass in den 
fünf Jahren seiner Regierungszeit zwi-
schen 50 000 und 100 000 Menschen 
nach Uruguay einwandern. In erster 
Linie sollte es sich dabei um wohl-
habende Argentinier*innen und de-
ren Familien handeln. Um ihnen ei-

nen Umzug schmackhaft zu machen, wurde unter ande-
rem der Zugang zu einer „Residencia fiscal“ erheblich ver-
einfacht, also zu einem speziellen Aufenthaltstitel, mit dem 
die Verlagerung des steuerlichen Wohnsitzes nach Uruguay 
belohnt wird. 
Dieses Vorhaben sorgte für heftige Kritik seitens der damali-
gen argentinischen Regierung und brachte Lacalle Pou den 
Vorwurf ein, er wolle Uruguay auf Kosten des Nachbarlandes 
als Steuerparadies etablieren. Und im Hinblick auf die er-
hoffte Masseneinwanderung erwies es sich als Fehlschlag. 
So weist das Nationale Statistikinstitut für den Zeitraum von 
2020 bis 2023 lediglich den Zuzug von 5366 argentinischen 
Staatsangehörigen aus. Wie viele davon eine „Residencia 
fiscal“ in Anspruch genommen haben, ist in den veröffent-
lichten Daten nicht explizit aufgeführt.

Selektive Offenheit
Staatliche Stellen tun sich schwer, eine nach eigenen 
Wunschvorstellungen ablaufende Zuwanderung zu stimulie-
ren. Gleichzeitig zeigen sich im alltäglichen Migrationsregime 
der Behörden die Grenzen der selbst proklamierten Offenheit. 
Exemplarisch sei hier der Umgang mit Einwander*innen 
aus Kuba genannt. Laut dem offiziellen Zensus aus dem 
Jahr 2023 waren es rund 12 000 Menschen. Dies entspricht 
etwa zehn Prozent aller Migrant*innen im Land. Ihre tat-
sächliche Zahl dürfte wesentlich höher liegen, da in den 
einschlägigen Statistiken nur diejenigen aufgeführt wer-
den, die über einen dauerhaften Aufenthaltstitel verfü-
gen. Bei Kubaner*innen war dies im Moment der Erhebung 
mehrheitlich nicht der Fall. Um die restriktive Visavergabe 

D				       von Wolfgang Ecker 
 
ie Geschichte Uruguays ist untrennbar mit sei-

ner Migrationsgeschichte verbunden. Ab Ende des 19. 
Jahrhunderts kamen jährlich tausende Menschen, vor-
nehmlich aus Europa, in das Land am Nordufer des Río 
de la Plata. Die Schiffspassagen nach Montevideo enthiel-
ten ein Glücksversprechen, schließlich galt das Land als 
Sehnsuchtsort: politisch liberal, wirtschaftlich wohlhabend, 
kulturell aufgeschlossen.
Auch wenn sich Uruguay immer noch in vielen Aspekten posi-
tiv von anderen Staaten der Region unterscheiden mag, spä-
testens seit den 1960er Jahren ist es kein Einwanderungsland 
mehr. Im Gegenteil, seither verließen deutlich mehr 
Menschen das Land als neue hinzukamen. Laut Schätzungen 
des Außenministeriums lebt etwa eine halbe Million, das 
heißt rund 15 Prozent der Uruguayer*innen im Ausland. Die 
fortgesetzte Abwanderung vornehmlich junger, gut ausge-
bildeter Menschen ins Ausland hinterlässt Spuren. Nicht 
nur, dass die Zahl der Einwohner*innen seit Jahrzehnten 
stagniert, Uruguays Bevölkerung ist zudem neben der chi-
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Foto: Denkmal für den Migranten auf dem 
Platz der Einwanderung in Montevideo
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Chiles zu umgehen, reisen viele Kubaner*innen mit Hilfe 
von Schleusern über die grüne Grenze nach Brasilien ein 
und versuchen anschließend, ihren Status vor Ort über ei-
nen Asylantrag zu legalisieren. Dabei können sie auf eine 
liberale Gesetzgebung zählen, die Menschen ohne legalen 
Aufenthaltstitel beispielsweise den Zugang zum öffentlichen 
Gesundheitswesen sowie zum Arbeitsmarkt grundsätzlich 
ermöglicht. Auch drohen keine Abschiebungen oder andere 
unmittelbare Repressionsmaßnahmen. Andererseits sind in 
der Vergangenheit bei Migrant*innen aus Kuba die Versuche, 

einen gesicherten Aufenthalt über einen Asylantrag zu 
erhalten, fast ausnahmslos gescheitert. Schließlich wird 
in Uruguay dieser Schutz nur dann gewährt, wenn eine 
Verfolgung aus rassistischen, religiösen, sozialen oder poli-
tischen Gründen belegt werden kann, beziehungsweise das 
Herkunftsland von allgegenwärtiger Gewalt aufgrund von 
Krieg, Bürgerkrieg oder Besatzung geprägt ist. 
Im Alltag führt das langjährige Fehlen eines Aufenthaltstitels 
zu einem prekären Schwebezustand, in dem sich die 
Menschen immer wieder diskriminierenden und kriminellen 
Praktiken durch Teile der Mehrheitsgesellschaft ausgeliefert 
sehen. So klagen Betroffene, sie seien von Arbeitgeber*innen 
um Teile ihres Lohns betrogen worden oder müssten unge-
rechtfertigt hohe Mieten für prekäre Unterkünfte bezahlen. 
Nicht wenige geraten auch in Ausbeutungsstrukturen von 
organisiertem Menschenhandel. Jährlich werden mehrere 
hundert Fälle von Arbeitszwang und sexueller Ausbeutung 
aufgedeckt, deren Opfer mehrheitlich Migrant*innen sind. 
Die Dunkelziffer dürfte jedoch deutlich höher liegen. 
Einschlägige Untersuchungen attestieren den uruguay-
ischen Behörden erhebliche strukturelle Mängel bei der 
Ermittlung und Verfolgung von Delikten in diesem Bereich.1

Rückwirkende Legalisierung
Ob es die wiederkehrenden Proteste von Migrant*innen 
und Menschenrechtsorganisationen angesichts solcher 
untragbaren Verhältnisse, der internationale Druck von 
Organisationen wie dem UNHCR oder wahltaktische 
Überlegungen der Regierungsparteien waren, sei dahin-
gestellt. Mitte vergangenen Jahres erließ Lacalle Pou per 

Dekret ein Gesetz zu einem neuen Aufenthaltstitel, der 
Geflüchteten einen legalen Status zusichern soll, die so-
genannte „Residencia por Arraigo“. Rund 20 000 Personen 
könnten davon profitieren. Je nachdem, ob sich die 
Antragsteller*innen in einem Beschäftigungsverhältnis oder 
einer Ausbildung befinden, wird eine dauerhafte oder tem-
poräre Aufenthaltsgenehmigung erteilt. Darüber hinaus 
müssen weitere Bedingungen erfüllt sein, darunter ein vorlie-
gender Asylantrag und der Nachweis, dass keine Vorstrafen 
bestehen. Allerdings soll diese Legalisierungskampagne 
nach aktuellen Plänen im November 2025 wieder beendet 
werden. Was danach mit neu ankommenden Geflüchteten 
passieren soll, ist vollkommen unklar. Eine in die Zukunft 
gerichtete Migrationspolitik, die von Vorneherein eine un-
komplizierte und lega-
le Einwanderung eben 
nicht nur für wohlhaben-
de Argentinier*innen, 
sondern auch für 
Geflüchtete aus Kuba 
und anderen Ländern 
garantiert, wäre ein un-
erlässlicher Schritt, um 
die Menschen vor Diskriminierung und kriminellen 
Übergriffen zu schützen. Ob Uruguay – als Staat und 
Gesellschaft – diesen Schritt gehen wird, ist jedoch fraglich. 
Skeptische Stimmen, wie die Journalistin Betania Núñez, 
verweisen dabei auf die Grenzen der Akzeptanz und rassis-
tische Ressentiments in der überwiegend weißen uruguayi-
schen Gesellschaft: „Während die Zahl der Lateinamerikaner 
aus dem Norden zunimmt, ist das Land, das von Migranten 
geschaffen wurde, nicht mehr so offen und aufnahmebe-
reit und verlangt von den Neuankömmlingen, dass sie wie 
ihre Vorfahren, die europäischen Einwanderer, aussehen.“
Tatsächlich spiegelt sich diese rassistische Komponente 
in der aktuellen Gesetzgebung wider. Während beispiels-
weise Bürger*innen der Europäischen Union problem-
los einreisen können, gilt eine Visumspflicht nicht nur für 
Staatsangehörige einiger karibischer Länder (neben Kuba 
unter anderem Haiti und die Dominikanische Republik), 
sondern auch für beinahe alle afrikanischen Staaten – aus-
genommen Südafrika mit seinem vergleichsweisen ho-
hen Anteil an europäischstämmiger Bevölkerung. Eine 
sachliche Rechtfertigung für diesen offensichtlich dis-
kriminierenden Status Quo sucht man indes vergebens, 
ebenso wie parlamentarische Initiativen, ihn zu verän-
dern. Entsprechend steht zu befürchten, dass es jenseits 
des einmaligen Legalisierungsprozesses im Rahmen der 
„Residencia por Arraigo“ keine strukturellen Veränderungen 
im Migrationsregime geben dürfte. Der überparteiliche 
Konsens für mehr Einwanderung ist also eher ein nostal-
gisches Lippenbekenntnis und kein wirklicher Appell für 
eine tatsächlich offene Gesellschaft. n

Wolfgang Ecker lebt in Montevideo 
und ist ständiger Mitarbeiter der ila.

1) Siehe u.a. „Informe sobre la Trata de Personas 2024”, Botschaft 
der Vereinigten Staaten von Amerika in Montevideo, 24. Juni 2024
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Europa und die Krise seiner Prinzipien
Was die verschärfte Asylpolitik für Schutzsuchende aus Lateinamerika bedeutet

Der internationale Schutz, ein Eckpfeiler des 
humanitären Völkerrechts nach dem Zweiten 
Weltkrieg, erlebt derzeit eine beispiellose Delegi
timierung. Europa und insbesondere Deutschland 
verfolgen in den letzten Jahren eine restriktive 
Migrationspolitik, die selbst denjenigen die Türen 
verschließt, die vor Konflikten, Verfolgung oder 
struktureller Gewalt fliehen. Wir analysieren, 
wie das Recht auf politisches Asyl in Deutschland 
nach und nach abgeschafft wird und was das für 
Migrant*innen aus Lateinamerika bedeutet.

te die Europäische Union die Reform des Gemeinsamen 
Europäischen Asylsystems (GEAS). Sie enthält eine Reihe 
von Gesetzesänderungen, die einen Wendepunkt in der 
Art und Weise darstellen, wie der Kontinent mit Migration 
umgeht. Auf der Website der Bundesregierung wird die 
Reform als Instrument zur Gewährleistung „schnellerer, ge-
rechterer und einheitlicherer” Asylverfahren dargestellt. 
Die in der Reform vorgesehenen Maßnahmen sind jedoch 
kein Fortschritt für den Schutz von Asylsuchenden. Im 
Gegenteil, sie führen eine Reihe restriktiver Änderungen 
ein, die die Logik der Eindämmung und Ausgrenzung 

noch verstärken. Durch 
diese Reform wird der 
Kern der Genfer Flücht
lingskonvention gefähr-
det, da das internatio
nale Asylsystem in seiner 
Struktur verändert und 
dessen Menschenrechts
grundlage geschwächt 
wird.

GEAS: Steuerung und 
Kontrolle
Viele der Maßnahmen 
geben Anlass zur Sorge. 
Dazu gehört beispielswei-
se die Abschaffung der 
vorherigen Ankündigung 
von Abschiebungen so-
wie die Verlängerung der 

maximalen Haftdauer vor der Abschiebung. Eine weite-
re Maßnahme ist die Ausweitung der Polizeibefugnisse. 
Sie darf nun ohne vorherige Ankündigung die persönli-
chen Gegenstände von Personen, die abgeschoben wer-
den sollen, durchsuchen und beschlagnahmen. Weitere 
Maßnahmen sind die Kürzung von Sozialleistungen, 
die Verlängerung der Wartezeit für den Zugang zu 
Grundleistungen sowie der Verlust der finanziellen 
Unabhängigkeit, da der Zugang zu Bargeld durch ein 
System ersetzt wird, das auf Bezahlkarten basiert. Hinzu 
kommen neue biometrische Überwachungsmaßnahmen, 
die die systematische Abnahme von Fingerabdrücken, 
auch von Minderjährigen, vorschreiben. Außerdem 
werden beschleunigte Abschiebungen legalisiert und 
der sogenannte „Solidaritätsmechanismus” angewen-
det. Demnach können Länder ihre „Solidaritätsquote” 

1) Allgemeine Erklärung der Menschenrechte (1948), Gründung des UNHCR (1950), 
Flüchtlingskonvention (1951), New Yorker Protokoll (1967), Erklärung von Cartagena 
über Flüchtlinge (1984)

Dvon Catherine Sophia Castellanos & Diana Sepúlveda 
 
as Ausmaß der Zwangsvertreibungen und Verfol

gungen in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts mach-
te deutlich, dass ein internationales System benötigt wur-
de, um Menschen, deren Grundrechte gefährdet waren, 
rechtlichen und humanitären Schutz zu bieten. In diesem 
Zusammenhang wurden verschiedene Übereinkommen, 
Statute und Institutionen1 geschaffen. Sie definierten 
Rechtsrahmen zur Gewährleistung der Grundrechte von 
Menschen, die aufgrund von Gewalt oder soziopolitischen 
Konflikten migrieren. Dieser Rahmen umfasst das Verbot 
der Rückführung einer Person, wenn ihr Leben oder ihre 
Unversehrtheit in Gefahr ist und sie in ihrem Herkunftsland 
keinen Schutz finden kann. Allerdings ist Asyl heute nicht 
mehr das, was es einmal war. Im Mai 2024 verabschiede-
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Zanger Montoya
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durch finanzielle Zahlungen zur Stärkung der Grenzen 
oder Vereinbarungen mit Drittstaaten erfüllen, um die 
Einreise von Migrant*innen nach Europa zu verhindern. 
Schließlich erweitert die Reform den Begriff des „siche-
ren Drittstaates”. Dadurch ist es möglich, Asylanträge ab-
zulehnen, wenn die Person ein als sicher geltendes Land 
durchreist hat, selbst wenn dieses Land ihre Rechte und 
einen wirksamen Schutz nicht garantiert.
Die Reformen des GEAS verwandeln somit ein System, 
das auf den Schutz verfolgter Menschen ausgerich-
tet ist, in ein Instrument zur Migrationssteuerung und 
Grenzkontrolle. Sie stellen einen klaren Rückschritt beim 
Schutz von Migrant*innen und Geflüchteten dar. Das 
neue GEAS soll den Zugang nach Europa erschweren, 
die Zahl der Aufnahmen reduzieren und die Kontrollen 
verschärfen. Dies steht jedoch im Widerspruch zu den 
Grundprinzipien des internationalen Flüchtlingsrechts, das 
den Schutz von Menschen, die vor Gewalt und Verfolgung 
fliehen, garantiert.

Lateinamerika: der unsichtbare Fall
Obwohl Menschen aus Lateinamerika nur einen gerin-
gen Anteil der Asylanträge in Deutschland ausmachen, 
zeigt die Behandlung dieser Personen einen besorgni-
serregenden Trend: Die Unsichtbarkeit und systemati-
sche Ablehnung derjenigen, die vor Gewalt fliehen, die in 
den Medien weniger präsent, jedoch nicht weniger töd-
lich ist. Außerdem wird deutlich, dass viele der struktu-
rellen Gewaltformen in dieser Region nicht als legitime 
Gründe für Schutz anerkannt werden.
Derzeit werden die meisten Asylanträge von latein-
amerikanischen Staatsangehörigen in Deutschland aus 
Venezuela und Kolumbien gestellt. Beide Länder befin-
den sich in einer tiefen humanitären Krise, doch die ins-
titutionellen Reaktionen werden der Lage nicht gerecht. 
Während die Situation in Venezuela weithin als regiona-
ler Notfall anerkannt wird, ist im Falle Kolumbiens von ei-
nem „Post-Konflikt” die Rede.
Im Jahr 2024 erreichte Kolumbien mit 3839 Asylanträgen ei-
nen Höchststand in Deutschland, doch die Anerkennungs
quote ist nach wie vor äußerst niedrig: Weniger als ein 
Prozent der Antragsteller*innen erhält internationalen 
Schutz. Die deutschen Behörden argumentieren, dass 
Kolumbien ein „sicheres Land” sei, und stützen sich da-
bei auf das Friedensabkommen von 2016 mit der FARC. 
Diese Darstellung ignoriert jedoch, dass die Gewalt 
nicht verschwunden ist, sondern lediglich eine ande-
re Form angenommen hat. Seit mehreren Jahren pran-
gern soziale und Menschenrechtsorganisationen an, 
dass die Gewalt nicht aufgehört hat. Die Ermordung von 
Menschenrechtsverteidiger*innen, Zwangsrekrutierungen, 
Verfolgungen und ständige Drohungen zwingen weiter-
hin Tausende zur Flucht. Die fast automatische Ablehnung 

Kein Schutz für Ana
Die 44-jährige Ana3, eine sozial engagierte Führungs
persönlichkeit aus Jamundí im Departement Valle del 
Cauca, floh 2019 aus Kolumbien, nachdem sie von einer 
bewaffneten Gruppe bedroht worden war. Sie kam nach 
Deutschland, um Schutz zu suchen, doch ihr Asylantrag 
wurde abgelehnt. Die Behörden waren der Ansicht, dass 
ihre Situation keinen internationalen Schutz erforderte, 
da Ana in Kolumbien in eine andere Stadt hätte ziehen 
und sich an staatliche Schutzinstanzen hätte wenden 
können. Seitdem lebt sie mit einer Duldung, die immer 
wieder verlängert wird, ohne dass ihr ein dauerhafter 
Status gewährt wird. Somit ist sie seit sechs Jahren in 
einer Kettenduldung gefangen. Mit Inkrafttreten des 
GEAS dachte Ana, könnte es einen Ausweg geben: ei-
ne befristete Aufenthaltsgenehmigung für 18 Monate 
für gut integrierte Personen, die seit mindestens fünf 
Jahren in Deutschland leben. Doch die Bedingungen 
sind streng und durch die jüngsten Reformen noch 
schwieriger zu erfüllen. Dadurch ist Ana noch verletz-
licher geworden. Außerdem kann Ana weder frei arbei-
ten noch ihre Zukunft planen und lebt unter der stän-
digen Drohung der Abschiebung. n

2) Das Deutsche Rückkehrhilfeprogramm REAG/GARP (Reintegration and Emigration 
Programme for Asylum-Seekers in Germany/Government Assisted Repatriation Programme) 
unterstützt die freiwillige Rückkehr von Migrant*innen in ihre Herkunftsländer oder in 
Drittstaaten. Finanziert wird es vom Bund und den Ländern.

3) Name von der 
Redaktion geändert.
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kolumbianischer Anträge lässt die Menschen in einer recht-
lichen Grauzone zurück, ohne internationalen Schutz und 
ohne die Möglichkeit einer sicheren Rückkehr.
Am 11. September 2025 verabschiedete das Europäische 
Parlament eine Resolution, in der es die Eskalation der 
Gewalt in Kolumbien verurteilt und vorschlägt, den Clan del 
Golfo, die FARC-Dissident*innen und das Kartell Los Soles 
in die Liste der terroristischen Organisationen der EU auf-
zunehmen. Obwohl die Resolution die Unterstützung für 
den Friedensprozess bekräftigt, könnte das problematisch 
für die aktuellen Friedensverhandlungen sein. Das würde 
andererseits eine Überprüfung der Einstufung Kolumbiens 
als sicheres Land erforderlich machen und könnte sich 
positiv auf die Asyl- und internationale Schutzpolitik für 
Kolumbianer*innen auswirken.
Im Vergleich dazu finden Venezolaner*innen im deut-
schen Asylsystem größere Akzeptanz. So lag die 
Anerkennungsquote für Asylanträge aus Venezuela in 
Deutschland im Jahr 2024 bei etwa 20 Prozent. Das steht 
im starken Kontrast zu der Anerkennungsquote von 0,3 
Prozent für Asylsuchende aus Kolumbien.

„Freiwillige Rückkehr“: eine erzwungene 
Entscheidung
Das Jahr 2024 markierte eine besorgniserregende Wende. 
Zum ersten Mal seit 2017 erschien Kolumbien mit 356 regist-
rierten Fällen unter den ersten zehn Ländern, in die Menschen 
„freiwillig“ zurückkehrten.2 Dieses Phänomen fällt mit der 
Unterzeichnung eines bilateralen Migrationsabkommens 
zwischen Deutschland und Kolumbien zusammen. In 
dem Abkommen wird eine „reguläre, geordnete und 
sichere“ Migration gefördert und die Asylverfahren, 
die als „aussichtslos“ gelten, sollen vermieden werden. 
Obwohl freiwillige Rückkehrprogramme als humanitäre 
Alternative gedacht sind, lässt ihre derzeitige Umsetzung 
Raum für Zweifel. Hinter dem Euphemismus „freiwillig” 
verbergen sich komplexere Realitäten. Einerseits warnen 
verschiedene, von sozialen Organisationen gesammelte 
Zeugenaussagen davor, dass Menschen nicht aus freien 
Stücken zurückkehren, sondern aufgrund institutionellen 
Drucks, der Androhung von Abschiebung oder weil sie nach 
Jahren des Wartens erschöpft sind. Andererseits bedeutet 
häufig die Rückkehr in das Herkunftsland ohne Garantien, 
sich erneut den Risiken auszusetzen, die zur Flucht geführt 
haben. Das ist derzeit bei der „freiwilligen Rückkehr“ von 
Menschen aus Kolumbien der Fall.

Asyl als Privileg statt als Recht
Sowohl in Deutschland als auch im Rest Europas wird Asyl 
zunehmend als Menschenrecht infrage gestellt und statt-
dessen „nützliche Migration” gefördert. Bewegungsfreiheit 
wird zu einem selektiven Instrument, das nur denen vorbe-

halten ist, die bestimmte ökonomische Kriterien erfüllen. 
Wer mit einem Arbeitsangebot oder einem Studienvisum 
kommt, ist willkommen, während diejenigen, die wegen 
Gewalt, Diskriminierung oder Verfolgung Schutz suchen, 
verdächtigt, als unnötig angesehen oder schlimmer noch: 
kriminalisiert werden. 
Das zeigt sich auch in offiziellen Erklärungen: „Wir 
wollen aussichtslose Asylanträge vermeiden und die 
Rückführung von Personen ohne Bleiberecht kon-
sequent durchsetzen“, sagte die damalige deutsche 
Innenministerin Nancy Faeser bei der Unterzeichnung 
des Migrationsabkommens zwischen Deutschland und 
Kolumbien. Sie fügte hinzu: „Gleichzeitig bieten wir 
Ausbildungs- und Studienmöglichkeiten in Deutschland 
an und gewinnen so dringend benötigte Fachkräfte in 
vielen Bereichen.“
Angesichts dieser Entwicklung ist eine radikal ande-
re Sichtweise dringend erforderlich: eine humanisti-
sche Migrationspolitik, die mit den Grundsätzen des 
Völkerrechts im Einklang steht und die Würde aller 
Menschen achtet – unabhängig von ihrer Herkunft, ih-
rem Beruf oder ihrer Staatsangehörigkeit.
Das Recht auf Asyl als grundlegender Pfeiler der Menschen
rechte muss bekräftigt werden, indem die Grundsätze der 
Genfer Flüchtlingskonvention ohne Diskriminierung und 
ohne utilitaristische Kriterien angewendet werden. Die 
Kategorie „sicherer Drittstaat” muss überprüft werden, 
um sicherzustellen, dass niemand in ein Umfeld zurück-
geschickt wird, das sein Leben oder seine Unversehrtheit 
gefährdet. Ebenso sollten Programme zur freiwilligen 
Rückkehr überwacht und bewertet werden, um ihre 
Transparenz zu gewährleisten und institutionellen Zwang 
oder Druck zu vermeiden. Darüber hinaus sollten echte 
Solidaritätsmechanismen zwischen den EU-Mitgliedstaaten 
gefördert werden, darunter die Umsiedlung, die finanzi-
elle Unterstützung der Aufnahmeländer und die Nicht-
Externalisierung der Grenzen.
Schließlich muss eine öffentliche Debatte gefördert 
werden, die auf der Menschenwürde basiert und Stig
matisierung, Rassismus und Vorurteile gegenüber Asyl
bewerber*innen abbaut. Es geht nicht nur um das 
Schicksal der Menschen, die Grenzen überschreiten, son-
dern auch um die Art von Gesellschaft, die wir aufbau-
en wollen. In diesem Zusammenhang ist kein Platz für 
Politik, die bestimmt, welches Leben mehr oder weniger 
wert ist, oder für Systeme, die Schutz zu einem Privileg 
für wenige machen. Was wir brauchen, ist eine dringen-
de strukturelle Korrektur diskriminierender Politiken, 
die die Rechte von Migrant*innen verletzen, sowie ein 
entschlossenes Bekenntnis zur Wiederherstellung des 
Grundprinzips, das jede Migrationspolitik leiten sollte: 
die Achtung des Lebens und der Menschenwürde. n

Catherine Sophia ist kolumbianische Politikwissenschaftlerin und Soziologin. Sie forscht zu Friedensförderung, Konflikttransfor
mation, Migrations- und Exilstudien sowie sozialer Gerechtigkeit. 
Diana Sepúlveda ist Kommunikationswissenschaftlerin. Derzeit macht sie psychosoziale und rechtliche Betreuung von Asyl- und 
Schutzsuchenden. Sie ist Mitbegründerin der Initiative „Recht auf Asyl“.  •  Informationen zur Initiative: https://derechoalasilo.de

https://derechoalasilo.de
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In Sachsen leben über 9000 Asylsuchende aus 
Venezuela. Nur die wenigsten erfüllen die 
Kriterien, um als Geflüchtete anerkannt zu 
werden. Die Reportage von Paul Welch Guerra 
begleitet einige von ihnen auf der Suche nach 
Lebensperspektiven – zwischen institutionel-
ler Diskriminierung, Community-Support und 
Alltagsrassismus.

Kein Ort für 
Ausländer? 

Reportage über das 
Leben venezolanischer 

Asylsuchender in Sachsen

Duarte hilft bei der Jobsuche
Schon im Hausflur wird Duarte herzlich empfangen. Amaya 
stellt alle vor und erklärt kurz ihre Hintergründe. Duarte 
selbst braucht keine Vorstellung, man kennt ihn. Und er 
kennt die schwierige Lage der Venezolaner*innen, auch 
wenn sein eigener Weg nach Deutschland ein anderer 
war. Ende der 1970er-Jahre kam er als Vertragsarbeiter 
aus Kuba in die DDR. Im Gegensatz zu vielen anderen 
Vertragsarbeiter*innen gelang Duarte der soziale Aufstieg, 
er machte Karriere als Verfahrenstechniker. Seine sächsische 
Frau leitete lange ein großes Industrieunternehmen in Pirna. 
Im Jahr 2022, frisch in Rente, begann er ehrenamtlich für die 
AWO zu übersetzen. Dabei lernte er viele Venezolaner*innen 
kennen, begleitete sie zu Ärzt*innen und Ämtern und 
vermittelte erste Jobs, zunächst ins Unternehmen sei-
ner Frau. Es sprach sich herum, bald riefen Menschen aus 
ganz Deutschland an. Inzwischen hat er schon über hun-
dert vermittelt. In seinem ledernen Notizbuch stehen hun-
derte Namen, die er noch vermitteln möchte. Es ist zu sei-
ner Lebensaufgabe geworden. Und der Bedarf ist riesig. 
Venezuela ist das Herkunftsland mit den meisten 
Asylanträgen in der EU. Von rund 400 000 Anträgen im ersten 
Halbjahr 2025 stammen fast 50 000 von Venezolaner*innen, 
mehr als aus Afghanistan oder Syrien. In Deutschland 
werden sie alle in Sachsen untergebracht, mittlerwei-
le über 9000. Die meisten kommen hier zunächst in 

G				    von Paul Welch Guerra 
 
erardo Duarte fährt mit seinem schwarzen Audi-

Cabriolet im Schritttempo durch eine Plattenbausiedlung 
im sächsischen Heidenau. Mit zusammengekniffenen Augen 
versucht er durch seine randlose Brille eine Hausnummer 
zu erkennen. Der 67-jährige Kubaner hat Luisa Amaya ver-
sprochen, ihr heute einen Besuch abzustatten. Amaya ist 
vor zwei Jahren aus Venezuela nach Deutschland geflo-
hen und wohnt hier in einer kleinen Erdgeschosswohnung. 
Die 50-Jährige hat gesundheitliche Probleme und läuft mit 
Gehhilfe. Doch eigentlich kommt Duarte nicht, um ihr zu 
helfen. Amaya ist so etwas wie eine Vermittlerin. Sie hat 
sechs Bekannte eingeladen, die aus verschiedenen Teilen 
Sachsens angereist sind, nur um Duarte kennenzulernen. 
Alle stammen aus Venezuela, haben Asyl beantragt und 
suchen dringend Arbeit.

Foto: Angelina an der Haltestelle
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Erstaufnahmeeinrichtungen, dann in Sammelunterkünfte, 
schließlich in Wohnungen. Manche haben Glück und lan-
den in Leipzig oder Dresden, andere in abgelegenen Orten 
ohne Anschluss, Beratung und Community. Einen Umzug 
erlaubt die Ausländerbehörde nur in Ausnahmefällen.

Kein Ort für Ausländer: Kleinstadt im Ost-Erzgebirge
Angelina bekommt sehr deutlich zu spüren, was es be-
deutet, als Asylsuchende auf dem sächsischen Land zu 
leben. Genauer gesagt, in einer Plattenbausiedlung am 
äußersten Rand einer Kleinstadt im Ost-Erzgebirge.1 
Gerade steigt sie aus dem Bus, der sie täglich zu ihrem 
Deutschkurs in Chemnitz und zurückbringt. 40 Stationen 
hin und 40 Stationen zurück. Für anderthalb Stunden 
Deutschunterricht fährt sie drei Stunden Bus und steigt 
zweimal um. Immer wieder kommt es vor, dass der Busfahrer 
nicht für sie hält, „weil ich offensichtlich Ausländerin 
bin“, erklärt sie. Dann bleibt ihr nichts anderes übrig, als 
20 Minuten zur Station des Anschlussbusses zu laufen. 
Vom Bus zur eigenen Haustür geht Angelina mit gesenk-
tem Kopf. Sie spricht leise: „Die Leute hier sind sehr ver-
schlossen. Sie reden von Integration, aber die Einzigen, 
die sich integrieren sollen, sind wir. Sie wollen offensicht-
lich nichts mit Ausländern zu tun haben.“ Immer wieder 
werden sie und ihre Familie hier angefeindet. Angelina 
hat den Satz noch nicht beendet, da kommt ihr ein jun-
ger Mann mit kurz geschorenen Haaren und Runenshirt 
entgegen. Sein hasserfüllter Blick beim Vorbeilaufen läuft 
ins Leere, da Angelina nicht aufschaut. Mich verunsichert 
diese Begegnung jedoch erheblich. „Er ist einer von de-
nen, der öfter hinter uns her schreit. Aber er ist nicht der 
Einzige.“ Vor der Häuserzeile des Plattenbaus spielen etwa 
zehn Kinder mit Bällen und Dreirädern. Die Eltern sitzen ein 
paar Meter weiter auf Campingstühlen. 
„Die Frauen da vorne meckern jedes 
Mal, wenn meine kleinen Schwestern 
hier vor dem Haus spielen. Und ihren 
eigenen Kindern stellen sie hier sogar 
einen aufblasbaren Swimmingpool 
hin.“ Grußlos läuft Angelina vorbei und 
öffnet die Tür zum Treppenhaus. „Seit 
Monaten trauen meine Schwestern sich 
nicht mehr, vor dem Haus zu spielen“, 
erklärt sie auf dem Weg nach oben. 

Angst als ständige Begleiterin
Die Mutter von Angelina, hellblaues 
Kragenhemd und zum Zopf gebunde-
ne Haare, öffnet die Tür zur Wohnung. 
Angelina erzählt ihr direkt von der 
Begegnung mit dem Nachbarn. „Leider 
normal“, seufzt die Mutter. „Jeden Tag 
das gleiche, er sitzt immer am Eingang 

und macht irgendwelche angsteinflößenden Gesten und 
Geräusche, auch gegenüber den kleinen Schwestern von 
Angelina.“ Schnell bricht ihr die Stimme, als sie erklären 
will, dass die Situation seit dem ersten Tag hier unaushalt-
bar sei. Am meisten Sorgen macht sie sich um die kleinen 
Zwillingsschwestern von Angelina. Sie hatte beide früh 
in Sportvereinen angemeldet. Doch das ging nicht lan-
ge gut: „Sie haben es nur so lange ausgehalten, weil sie so 
gerne Fußball und Volleyball spielen.“ Doch das Mobbing 
durch die deutschen Kinder wurde immer schlimmer und 
die Trainer griffen nicht ein. Schweren Herzens meldete sie 
beide wieder ab: „Der einzige Ort, der ihnen zum Spielen 
bleibt, ist ein kleiner Spielplatz am Rand der Siedlung. 
Sie aber alleine rauszulassen macht mir jedes Mal Angst.“ 
In Leipzig war alles ganz anders. Dort war die Familie nach 
ihrer Ankunft zunächst in eine Erstaufnahmeeinrichtung 
gekommen. Ein halbes Jahr zu fünft in einem Zimmer, aber 
dafür keine feindlich gesinnte Nachbarschaft. Dann kam die 
Transferbenachrichtigung vom Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge (BAMF). Nur 20 Minuten von Leipzig ent-
fernt sei ihr neuer Wohnort. Das war die einzige Information, 
die die Familie noch von einem Mitarbeiter des Amtes er-
gattern konnte, bevor sie in einen Bus gesetzt wurde. Und 
diese Information war falsch. Der Bus hielt erst nach meh-
reren Stunden Fahrt in einer Kleinstadt kurz vor der tsche-
chischen Grenze. 
Seitdem sitzen sie hier fest. Einen Umzug genehmigt die 
Ausländerbehörde nicht ohne Ausbildungsplatz oder ei-
ne solide Beschäftigung am neuen Wohnort. Auch des-
halb sucht Angelina fieberhaft nach Arbeit. Gerade setzt 
sie alle Hoffnungen auf ein dreitägiges Kurzpraktikum in 
einem Pflegeheim der Diakonie, das morgen früh begin-
nen soll. Eventuell könnte daraus ein Ausbildungsplatz 

1) Um negative Konsequenzen für die 
Protagonistin zu vermeiden, wird der 
Name der Stadt nicht genannt.
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werden. Eingefädelt hat das ein Kubaner, des-
sen Nummer sie von einer Freundin bekommen 
hat: Gerardo Duarte.

Deutschland-Crashkurs im Wohnzimmer
Zurück im 80 Kilometer nördlich gelegenen 
Heidenau, wo Duarte gerade im spärlich einge-
richteten Wohnzimmer von Luisa Amaya sitzt. Um 
ihn herum haben die Gäste einen Halbkreis gebil-
det. Alle folgen aufmerksam seinen Erläuterungen 
darüber, was deutschen Arbeitgeber*innen wich-
tig ist. Wie überlebt man als Geflüchtete*r im deut-
schen Behördendschungel und Arbeitsmarkt? 
Wem drohen Abschiebungen? Und: Wie lernt 
man Deutsch? Zwischendrin interviewt Duarte 
seine Zuhörer*innen und notiert sich ihre Namen 
und Arbeitserfahrungen.
Einer der Anwesenden ist Raúl Machado, der in Wirklichkeit 
anders heißt. Machado ist der Einzige der Runde, der einen 
positiven Asylbescheid bekommen hat. Das ist nicht verwun-
derlich, nur 20 Prozent der venezolanischen Geflüchteten 
erhalten Asyl. Machado war der Sicherheitschef eines sehr 
prominenten, staatlich verfolgten Oppositionspolitikers in 
Venezuela. Mit ruhiger, ernster Stimme erklärt er Duarte, 
dass er verzweifelt ist, weil er keinen Job findet. Duarte fragt 
ihn, ob er bereits mit Maschinen gearbeitet hat. Machado 
verneint: „Alle meine Bewerbungen werden abgelehnt. Ich 
habe 25 Jahre Erfahrung in Polizei- und Sicherheitsdiensten, 
aber das passt nicht zu den Jobs, die es hier gibt.“ Die 
Gastgeberin Luisa Amaya mischt sich ein: Machado habe 
in seinem Job gelernt, stark zu sein und keine Emotionen 
zu zeigen, aber sich nutzlos zu fühlen und nicht arbeiten zu 
können sei sehr hart für ihn. Deshalb wäre sein Fall beson-
ders dringend. Machados Blick gibt ihr Recht. Herr Duarte 
stellt noch ein paar sachliche Nachfragen und verspricht, 
ihn auf dem Schirm zu haben. Dann widmet er sich dem 
Sitznachbarn von Machado. 

Wenn alles am Job hängt
Im Gegensatz zu Raúl Machado wurde der Asylantrag von 
Angelina und der ihrer Familie abgelehnt, zumindest in der 
ersten Instanz. Die Familie hat Einspruch eingelegt und war-
tet schon ein Jahr auf eine endgültige Entscheidung. In man-
chen Fällen vergehen Jahre, bis Amtsgerichte dazu kom-
men, Einsprüche zu bearbeiten, Jahre der Ungewissheit für 
die Betroffenen, für Angelina verlorene Zeit. In Venezuela 
hatte sie gerade die Schule abgeschlossen und wollte 
Grafikdesign studieren, als ihre Familie beschloss, vor der 
staatlichen Repression in Venezuela zu fliehen. Seitdem 
wartet sie darauf, wieder etwas tun zu können, egal was. 
Unzählige Bewerbungen hat sie schon vergeblich ver-
schickt. Sollte ihr Asylantrag endgültig abgelehnt werden, 
könnte ein vollwertiger Job oder ein Ausbildungsplatz 

ihre einzige Möglichkeit sein, trotzdem einen langfris-
tigen Aufenthaltsstatus in Deutschland zu bekommen. 
Vor ein paar Monaten schien es kurz, als hätte sie es ge-
schafft. Die Inhaberin eines Friseursalons bot ihr nach ei-
nem gelungenen Praktikum eine Ausbildung an. „Wir ha-
ben uns super verstanden! Ehrlich gesagt, die erste richtig 
freundliche deutsche Person, die ich hier getroffen habe“, 
sagt sie. Doch jeder berufliche Schritt Angelinas muss von 
der Ausländerbehörde genehmigt werden und die ließ ih-
ren Ausbildungsantrag trotz mehrfachen Nachhakens un-
beantwortet. Nach drei Monaten gab die Inhaberin auf. Sie 
brauchte Personal und stellte eine deutsche Bewerberin ein.  
Morgen beginnt das Praktikum im Pflegeheim der Diakonie, 
das Gerardo Duarte ihr vermittelt hat. Angelina geht auf 
den verglasten Balkon der 2-Zimmer Wohnung, um noch ein 
paar Sachen für den nächsten Tag zu packen. Sie hat es nicht 
mehr ausgehalten, mit ihren beiden kleinen Schwestern 
in einem winzigen Raum zu schlafen. Und da ihr Bett ge-
nau auf den Balkon gepasst hat, hat sie sich jetzt dort ein-
gerichtet: Ein paar Handtaschen hängen am Fenster, ihre 
Schuhe stehen unterm Bett. Hier hat sie zwar keinen Platz, 
aber ein wenig Privatsphäre. 
Dann verabschiedet sich Angelina von der Mutter und 
macht sich auf den Weg. Sie muss morgen früh um 6 Uhr 
in Pirna sein, um pünktlich im Pflegeheim der Diakonie 
zu erscheinen. Da sie von hier über zweieinhalb Stunden 
nach Pirna brauchen würde, will sie bei einer Freundin in 
Dresden schlafen. Um 4:55 Uhr wird sie morgen früh dort 
aufbrechen.
Nach dem Praktikum meldet sich die Diakonie bei Angelina. 
Einen Ausbildungsplatz können sie Angelina leider nicht 
anbieten, aber eine Stelle für ein Freiwilliges Soziales Jahr. 
Angelina lehnt ab. Die 400 Euro, die sie monatlich für 35 
Wochenstunden Pflegearbeit verdienen würde, bringen 
sie und ihre Familie nicht weiter. Auch Raúl Machado, der 
ehemalige Polizist und Leibwächter, sucht weiterhin ver-
geblich nach einem Job. n

Paul Welch Guerra ist freier (Radio-) Journalist aus Berlin. Ein Fokus seiner Arbeit 
liegt auf Lateinamerika und der Situation lateinamerikanischer Diaspora in 
Deutschland. Mehr zu hören und zu lesen gibt es auf paulwelchguerra.de
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Yolanda Tapia1 von Respect spricht über die 
Probleme, ohne legalen Aufenthaltsstatus in 
Deutschland zu leben, und wie wichtig Solidarität 
und Selbstorganisation sind.

Was sind Hürden für Menschen ohne Papiere in 
Deutschland?
Wir haben praktisch keine Rechte. Wir arbeiten nur, wir le-
ben, um zu arbeiten. Wir haben kein Recht auf Gesundheit, 
kein Recht auf Bildung, kein Recht, eine Wohnung zu mie-
ten. Es ist also alles sehr schwierig.

Wie überleben Frauen ohne Papiere ökonomisch?
Manchmal arbeiten wir in der Pflege, normalerweise put-
zen wir. Diese Arbeit hat uns in gewisser Weise das Leben 
gerettet, denn es ist praktisch unmöglich, etwas ande-
res zu finden. Ein Grund dafür ist die Sprache. Deutsch ist 
schwer zu lernen und wir haben keine Möglichkeit, einen 
Sprachkurs zu machen.
Dann ist da die Ausbeutung, die bei unserer Arbeit ein 
großes Problem ist. Manchmal werden wir nicht bezahlt. 
Während der Pandemie gab es zum Beispiel in Italien oder 
Portugal die Möglichkeit für Menschen ohne Papiere, legali-
siert zu werden, wenn sie einen Vertrag vorweisen konnten. 
In Deutschland gibt es so etwas nicht. Die Politik hier ist sehr 
orthodox, es ist schwer, hier etwas zu ändern. Und sie ver-
gessen, dass dieses Land von Migranten aufgebaut wurde.
In der Pflege tragen auch wir zur Entwicklung der 
Wirtschaft dieses Landes bei. Menschen können in Ruhe 
zur Arbeit gehen, weil es andere gibt, die sich um die älte-
ren Familienangehörigen kümmern oder die ihre Kinder in 
die Kita oder zur Schule bringen.
Es scheint so, als hätten die Politiker hier ihre menschli-
chen Gefühle verloren. Ich weiß nicht, warum es ihnen so 
sehr daran mangelt. Die Politik hat sie so sehr vereinnahmt, 
dass sie uns nicht mehr als menschliche Wesen betrachten.

Wie hast du von Respect Berlin erfahren und warum 
hast du dich entschlossen, zu der Gruppe zu gehen?
So etwas ist immer Mundpropaganda. Du triffst eine 
Bekannte und sie erzählt, dass sie zu einer Frauengruppe 
geht. Und sie fragt dich, ob du mitkommen möchtest. So 
bin ich zu Respect gekommen. Das war mein Glück, denn 

1) Name geändert

Warum hast du dich dazu entschieden, nach Europa zu 
gehen, und seit wann bist du in Deutschland?
Ich bin seit ungefähr fünf Jahren hier. Freunde, die bereits 
hier lebten, meinten zu mir: „Willst du nicht herkommen?“ 
Ich dachte an meine Eltern, um die ich mich gekümmert ha-
be, an meine Familie, die ich verlassen müsste. Außerdem 
bin ich nicht mehr so jung (54 Jahre alt). Aber dann habe 
ich darüber nachgedacht und festgestellt, dass sich die-
se Gelegenheit nicht zweimal bietet. Dann bin ich hier-
hergekommen.

Als Peruanerin musstest du kein Visum beantragen, um 
den Schengenraum zu betreten. Bei der Einreise hast 
du ein dreimonatiges Touristenvisum bekommen. Was 
verändert sich, wenn die drei Monate verstrichen sind?
Wir werden unsichtbar. Wir sind niemand, können kaum 
längerfristig planen, da man nie weiß, was passieren wird. 
Mich begleitet ständig die Angst, dass sie mich erwischen 
und abschieben. Wir sind illegal, denn in diesem Land gibt 
es diskriminierende Gesetze, die uns kriminalisieren. Das 
macht unsere Situation so prekär.
In meinem Land werden die Menschen aus dem Ausland 
gut behandelt. In Peru, Chile und Argentinien gibt es deut-
sche Auswanderer. Sie werden nicht durch Gesetze verfolgt, 
im Gegenteil, der Staat hat ihnen teilweise sogar Land ge-
geben, das ursprünglich Indigenen gehört hatte. Und sie 
haben ihre Traditionen behalten. Sie haben uns unseren 
Reichtum gestohlen, sie beuten weiterhin unsere Böden 
und Minen aus. Für uns dagegen ist alles sehr schwierig, 
wenn wir hierherkommen. Es ist sehr ungerecht.
Ich sehe eine große Ironie in dieser Situation. Eine Freundin 
sagte mal: Ich bin hier, um mir ein klein wenig von dem wie-
derzuholen, was sie uns geraubt haben.
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vorher habe ich in Angst und mit großen Sorgen gelebt, 
weil ich keine Arbeit finden konnte. Ich war isoliert und ha-
be kaum geredet. Bei Respect habe ich Frauen in der glei-
chen Lage getroffen und ich hatte nicht mehr das Gefühl, 
alleine mit der Situation zu sein.

Kannst du genauer beschreiben, was Respect Berlin 
macht? Wie organisiert ihr euch?
Wir sind eine selbstorganisierte politische Gruppe. Es 
sind Frauen aus Deutschland, Migrantinnen mit und ohne 
Papiere dabei. Wir kommen aus der ganzen Welt, aber die 
meisten von uns kommen aus Lateinamerika. Bevor wir ei-
ne neue Frau aufnehmen, führen wir ein Gespräch mit ihr, 
um sicherzugehen, dass sie keine Rechte ist, wir haben al-
so einen Filter.
Wir treffen uns einmal im Monat. Bei unseren Treffen be-
sprechen wir gemeinsam, was wir tun werden. Wir spre-
chen auch immer über aktuelle Themen und Ereignisse.
Bei Respect können wir nicht kommen und um Hilfe bit-
ten, sondern wir müssen uns darüber bewusst werden, 
dass auch wir Rechte haben, für die wir kämpfen müssen. 
In diesem Land wird sich nichts ändern, wenn wir nicht auf 
die Straße gehen und und uns engagieren.

Habt ihr momentan bestimmte Aktionen geplant?
Momentan bilden wir uns in verschiedenen Themen
bereichen wie Bildung und Gesundheit weiter, um Vorträge 
darüber an Schulen oder Universitäten halten zu können. 
Wir suchen nach neuen Wegen, um unsere wirtschaftliche 
Situation und unser Leben insgesamt zu verbessern. Denn 
darum geht es ja, sich nach und nach zu verändern, um aus 
dieser prekären Situation herauszukommen.

Was hat sich bei dir persönlich durch dein Engagement 
bei Respect verändert?
Ich hatte immer große Angst, aber seit ich bei Respect bin, 
habe ich viel mehr Selbstvertrauen und Selbstsicherheit. 
Zum Beispiel bei den Demonstrationen, die wir organisie-
ren, sind auch Polizisten, aber meine Mitstreiterinnen ha-
ben mir gesagt, dass nichts passieren kann, weil wir eine 
Genehmigung haben. Ich habe mich nun daran gewöhnt 
und gehe jetzt immer vorne mit einer Fahne mit. Viele 
Menschen haben nicht gelernt, sich zu wehren oder ihre 
Stimme zu erheben. Auch im Namen dieser Menschen ge-
hen wir auf die Straße.
Die Angst muss man irgendwie überwinden, sie bleibt aber 
trotzdem immer da. Gemeinsam fühlt man sich aber siche-
rer, weil man weiß, dass die anderen einen nicht im Stich 
lassen. Das ist also auch eine Frage des Vertrauens.

Wenn du könntest, was wären konkrete Dinge, die du 
ändern würdest, um die Situation von Menschen ohne 
Papiere zu verbessern?

Ich weiß natürlich, wie schwierig das ist, ich würde aber 
einige Gesetze ändern, darunter den Artikel 87 des 
Aufenthaltsgesetzes. Dieser Artikel ist der Grund, warum 
viele von uns nicht zum Arzt gehen, denn wir haben Angst, 
von ihm angezeigt zu werden. Wird ein Arzt dabei erwischt, 
dass er uns behandelt hat, kann er als Komplize belangt 
werden. (Bei Sozialämtern können Menschen ohne Papiere 
zwar Gesundheitsleistungen beantragen, der Artikel 87 
AufenthG verpflichtet sie aber gleichzeitig, die Menschen 
bei der Ausländerbehörde zu melden. Organisationen wie 
die Gesellschaft für Freiheitsrechte kritisieren seit Jahren, 
dass dies gegen das internationale Menschenrecht auf einen 
diskriminierungsfreien Zugang zur Gesundheitsversorgung 
verstößt, Anm. d. Red.).

In den letzten Jahren werden rechte und migrations-
feindliche Diskurse immer präsenter. Macht sich das  
in deinem Alltag bemerkbar?
Das macht natürlich Angst. Wenn man plötzlich solchen 
Leuten mit diesen Überzeugungen begegnet und sich 
nicht verteidigen kann, weil man die Sprache nicht rich-
tig spricht. Was mache ich dann? Ich muss also immer vor-
sichtig sein, dass ich mich nicht in Gegenden aufhalte, wo 
solche Diskurse verbreitet sind. Wir versuchen, nie alleine 
unterwegs zu sein. Wir rufen uns gegenseitig an, damit wir 
voneinander wissen, dass wir gut zu Hause angekommen 
sind. Aber die Angst begleitet uns ständig.
Uns motivieren unsere Angehörigen, die nicht hier sind 
und uns brauchen. Egal was hier los ist, wir können nicht 
depressiv werden. Wir müssen weitermachen. n

Es ist unklar, wie viele Menschen ohne Papiere in 
Deutschland leben. Es gibt weder aktuelle noch 

gesicherte Zahlen. Schätzungen von 2014 gehen 
von 180 000 bis 520 000 Personen aus (Mediendienst 
Integration). Insofern gibt es auch keine Daten darü-
ber, wie viele Menschen aus Lateinamerika sich ohne 
legalen Status in Deutschland aufhalten.
Viele der Frauen aus Lateinamerika und anderen 
Teilen der Welt arbeiten in privaten Haushalten als 
Reinigungskräfte. Um diese Frauen zu unterstützen, 
wurde Respect Berlin 1998 gegründet und ist heute 
europaweit vernetzt. Als selbstorganisierte Gruppe in-
formiert Respect die Frauen über ihre Rechte und or-
ganisiert Proteste und Kampagnen, um auf bestimmte 
Missstände aufmerksam zu machen, wie die Kampagne 
„Legalisierung jetzt!“, um die Situation undokumen-
tierter Menschen sichtbarer zu machen.

Weitere Infos zur Kampagne:
https://legalisierungjetzt.net/

Das Interview führte Steffi Wassermann 
am 23. Juli in Berlin.

Steffi Wassermann arbeitet für das FDCL e.V. 
Nebenbei ist sie als freie Journalistin tätig.

https://legalisierungjetzt.net/
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Reißt die 
Grenzen nieder

Eine Welt offener Grenzen: unvorstellbar?! 
Trotzdem nimmt sich John Washington in seinem 
Buch dieser Idee an und liefert viele praktische 
Argumente gegen den zunehmend migrations-
feindlichen Mainstream.

und können ohne viele Restriktionen über die administra-
tiven Linien der Nationalstaaten hinwegbewegt werden.
Viele der zusammengetragenen Fakten sind für sich nicht 
neu. Washington gelingt es jedoch, mit eindrücklichen 
Beispielen aufzuzeigen, wie Macht- und Kapitalinteressen, 
Rassismus und Ausbeutung strukturell mit dem Grenzregime 
zusammenhängen.
Ein weiteres wichtiges Anliegen des Autors wird im Untertitel 
des Buches deutlich: „Argumente gegen Abschottung“. 
Dabei setzt er sich mit verschiedenen gängigen Mythen 
auseinander, um mit ihnen aufzuräumen: Würde eine 
Welt der offenen Grenzen nicht bedeuten, dass dann „al-
le“ kommen? Führt „massenhafte Migration“ nicht zu einer 
Überforderung der aufnehmenden Gesellschaften? Anhand 
„historischer Experimente“ zeigt er auf, dass es interessan-
te Gegenbeispiele gibt. Dem Autor ist bewusst, dass solche 
nicht unbedingt immer und überall gleichermaßen funkti-
onieren. Gleichwohl geben sie den Leser*innen spannen-
de Denkanstöße, um bei der nächsten Diskussion über sol-
che Mythen mit Fakten dagegenzuhalten.
Das wichtigste Argument gegen Abschottung ist für 
Washington, dass es zutiefst unmenschlich ist, Menschen an 
Grenzen zu Tausenden sterben zu lassen. Solche Positionen 
sind in der heutigen medialen und politischen Debatte 
kaum noch zu hören und werden bestenfalls als realitäts-
fern abgetan. Der Autor macht aber immer wieder deut-
lich: Das Grenzregime mordet!
Antworten auf die Frage, wie denn eine Welt ohne Grenzen 
aussehen würde, bleiben dagegen etwas vage und müs-
sen es wohl auch. Unterm Strich gilt nämlich auch hier: Der 
Kapitalismus ist das Problem und muss abgeschafft werden, 
damit Bewegungsfreiheit für alle überall hin möglich wird.
Für Leser*innen mit wenig Zeit finden sich am Ende des 
Buches 21 teils kontroverse Thesen, in denen sich der Autor 
mit verschiedenen Argumenten für offene Grenzen ausei-
nandersetzt. Wer mehr Zeit hat, sollte die vorherigen 200 
Seiten aber auf keinen Fall überspringen.
Im Buch scheint, trotz der dystopischen Realität an den 
Grenzen, ein erstaunlicher Optimismus durch. Beim Lesen 
drängt sich immer wieder die Frage auf, ob der hoffnungs-
volle Unterton wohl auch so ausgeprägt wäre, hätte er das 
Buch 2025, nach den ersten Erfahrungen mit Trump 2.0, 
geschrieben. Gleichwohl oder gerade weil sich die Realität 
noch weiter verschlechtert hat und eine menschliche 
Migrationspolitik immer utopischer erscheint, bleibt die-
ses Buch eine Empfehlung für alle, die konkrete Argumente 
gegen Abschottung suchen. n

Engagiertes Plädoyer 
für eine humanere 
Migrationspolitik

Ö			        von Steffi Wassermann 
 
ffnet die Grenzen! – Der Buchtitel des US-amerika

nischen Journalisten John Washington klingt wie eine 
Provokation. Er selbst räumt ein, dass der Vorschlag offe-
ner Grenzen „beängstigend, idealistisch, naiv, unmöglich 
oder selbstzerstörerisch klingen“ mag. Wer die momenta-
nen politischen und medialen Debatten verfolgt, könnte 
ihm recht geben.
Washington lebt in Arizona und hat die Folgen des ras-
sistischen und todbringenden Migrationsregimes an der 
US-mexikanischen Grenze täglich vor Augen. Ein inhalt-
licher Schwerpunkt seines Buches liegt deshalb auf der 
Migrationspolitik der USA, die vor allem darauf abzielt, sich 
gegen mehrheitlich lateinamerikanische Migrant*innen 
abzuschotten. Er bezieht aber auch andere Beispiele mit 
ein und verdeutlicht so die zerstörerischen Folgen der im-
mer restriktiveren Grenzregime weltweit. Viele Interviews, 
ergänzt durch Zahlen, Fakten und Analysen, machen die 
Lektüre leicht zugänglich.
Ausführlich setzt sich der Autor mit den kolonialen 
Ursprüngen nationalstaatlicher Grenzen auseinander. Er 
arbeitet heraus, dass das, was als unverrückbare Realität 
erscheint, eine relativ neue Erfindung ist. Trennlinien wur-
den und werden bis heute willkürlich gezogen, verschoben 
und neu definiert. Allein seit Anfang des 20. Jahrhunderts 
wurden die Grenzen der USA von Alaska bis Hawaii zwölf 
Mal verändert. Auch Australien schnitt im Jahr 2001 un-
ter anderem Christmas Island administrativ von seinem 
Territorium ab. So sollte verhindert werden, dass dort an-
kommende „Boatpeople“ Asyl beantragen können. Diese 
und weitere Beispiele verdeutlichen, dass Grenzen eher 
„amöbenartige“ Gebilde als starre Blöcke sind. Als varia-
ble Einheiten dienen sie zur Durchsetzung der Macht der 
Herrschenden.
Schließlich zielen Abschottung, Grenzzäune und Militarisierung 
darauf ab, die Bewegungsfreiheit der Armen des Globalen 
Südens zu kontrollieren und sie dem extraktivistischen 
Kapitalismus als ausbeutbare Objekte zu unterwerfen. Kapital 
und Güter genießen hingegen alle erdenklichen Freiheiten 

John Washington, Öffnet die Grenzen! 
Argumente gegen Abschottung, 
Unrast Verlag 2024, 264 Seiten
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Flucht, Grenzen, Hoffnungslosigkeit? 
Migration in Lateinamerika zwischen Menschenrechten und Abschottung

Millionen Menschen sind weltweit gezwungen, ihre Heimat zu verlassen – in Lateinamerika ebenso wie in ande-
ren Regionen. Sie fliehen vor Gewalt, Armut, Perspektivlosigkeit und zunehmend vor den Folgen der Klimakrise. 

Doch statt Schutz zu finden, stoßen sie immer häufiger auf Mauern, militarisierte Grenzen und eine Politik, die ihr Leid 
unsichtbar macht. Besonders drastisch wirken sich die Migrationsregime der USA und Europas auf die Dynamiken in 
Lateinamerika aus: Korridore wie der Darién werden zu Zonen der Gewalt, Abschiebungen nehmen zu, und Betroffene 
geraten in eine endlose Spirale von Transit und Prekarität. Die Veranstaltung nimmt diese Entwicklungen in den Blick, 
beleuchtet globale Verantwortung und fragt nach Perspektiven für eine menschenwürdige Migrationspolitik.

14. Oktober 2025, 19:00-20:30 Uhr, Online
Die Veranstaltung ist eine Kooperation zwischen dem Lateinamerikaforum Berlin (LAF), der Informationsstelle Lateinamerika 
e.V. (ila), dem Forschungs- und Dokumentationszentrum Chile-Lateinamerika e.V. (FDCL) und der Rosa-Luxemburg-Stiftung.   

Filmveranstaltung: „¡Vámonos!“
Die drei alleinerziehenden Mütter Karen, Jessica und Ingris schließen sich der „Karawane“ an: Gemeinsam mit mehre-

ren Tausend Gleichgesinnten legen sie die 4000 Kilometer lange Strecke von Honduras bis zur US-amerikanischen 
Grenze zurück. Gründe zur Migration gibt es viele. Zusammen zu gehen ist aussichtsreicher, als es allein zu versu-
chen. Die Begegnungen auf ihrem Weg sind indessen nicht nur von Hindernissen und Auseinandersetzungen mit 
den Grenzbeamten geprägt. Auch Freundschaften, Solidarität und Klassenkampf sind Teil der Karawane. „¡Vámonos!“ 
begleitet die Karawane dokumentarisch und gibt dabei Einblicke in Träume und Hoffnungen für die Zukunft sowie in 
Ängste und Melancholie über Zurückgelassenes der Menschen, die auf der Suche nach einem besseren Leben sind. 
Der Film portraitiert den kollektiven Widerstand gegen das Grenz- und Migrationsregime und stellt dabei die 
Resilienz und den Mut von Frauen heraus, die in einer patriarchalen und kapitalistischen Welt für die Bewahrung der 
Menschenwürde kämpfen.   •   Majmun Films, 93 Minuten, OV Spanisch mit englischen Untertiteln

16. Oktober 2025, 19:30 Uhr
Allerweltshaus, Geisselstraße 3-5, 50823 Köln, Eintritt frei

28. Oktober 2025, 18:30 Uhr
Moviemento-Kino, Kottbusser Damm 22, 10967 Berlin, Eintritt frei 

Die Filmveranstaltung ist eine Kooperation zwischen der Rosa-Luxemburg-Stiftung, dem Forschungs- und Dokumentationszentrum 
Chile-Lateinamerika e.V. (FDCL) und der Informationsstelle Lateinamerika e.V. (ila)
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